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94. Sitzung 

Bonn, den 7. Juni 1978 

Beginn: 13.00 Uhr 

Vizepräsident Stücklen: Die Sitzung ist eröffnet. 

Amtliche Mitteilungen ohne Verlesung 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 2. Juni 1978 den 
nachstehenden Gesetzen zugestimmt bzw. einen Antrag gemäß 
Art. 77 Abs. 2 GG nicht gestellt: 

Achtes Gesetz zur Änderung beamtenrechtlicher und besol-
dungsrechtlicher Vorschriften 

Gesetz über die Statistik des Warenverkehrs mit der Deut-
schen Demokratischen Republik und Berlin (Ost) 

Gesetz zu dem Zusatzprotokoll vom 15. Dezember 1975 zum 
Protokoll vom 13. April 1962 über die Gründung Europäi-
scher Schulen 

In der Sitzung am 2. Juni 1978 hat der Bundesrat ferner be-
schlossen, hinsichtlich des 

Gesetzes zur Änderung des Wohnungsmodernisierungsge-
setzes 

und des 
Gesetzes zur Änderung des Investitionszulagengesetzes und 
anderer Gesetze 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß einberufen wird. 

Seine Schreiben werden als Drucksachen 8/1860 und 8/1861 
verteilt. 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Forschung und Tech-
nologie hat mit Schreiben vom 10. Mai 1978 mitgeteilt, daß der 
Ausschuß gegen die nachstehende, bereits verkündete Vorlage 
keine Bedenken erhoben hat: 

Vorschlag eines Mehrjahresforschungs- und Entwicklungs-
programms in den Europäischen Gemeinschaften über Pa-
pier- und Papperückgewinnung (Indirekte Aktion: 1978 bis 
1980) (Drucksache 8/867) 

Die in Drucksache 8/1759 unter Nr. 6 aufgeführte EG-Vorlage 

Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten zur Bekämpfung der 
illegalen Wanderung und der illegalen Beschäftigung 

wird als Drucksache 8/1859 verteilt. 

Der Präsident des Deutschen Bundestages hat entsprechend 
dem Beschluß des Deutschen Bundestages vom 15. Dezember 
1977 die in der Zeit vom 10. bis 30. Mai 1978 eingegangenen 
EG-Vorlagen an die aus Drucksache 8/1851 ersichtlichen Aus-
schüsse überwiesen. 

Der Präsident des Bundestages hat entsprechend dem Beschluß 
des Deutschen Bundestages vom 23. Februar 1962 die nachste-
hende Vorlage überwiesen: 

Aufhebbare verkündete Fünfundsechzigste Verordnung zur 
Änderung der Einfuhrliste (Anlage zum Außenwirtschafts-
gesetz) (Drucksache 8/1828) 

Überweisung an den Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte um 
rechtzeitige Vorlage des Berichts dem Plenum am 21. Septem-
ber 1978 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 

— Drucksache 8/1850 — 

Wir beginnen mit dem Geschäftsbereich des Bun-
desministers für Ernährung, Landwirtschaft und For-
sten. Zur Beantwortung der Fragen steht uns der 

Parlamentarische Staatssekretär Gallus zur Verfü-
gung. 

Ich rufe Frage 1 der Abgeordneten Frau Dr. Mar-
tiny-Glotz auf: 

Welche inhaltlichen Aussagen des vom Verbraucherschutzver-
verband Hessen e. V. veröffentlichten Schwarzbuches „Der 
Grüne Moloch" sind in der Sache unrichtig und berechtigen die 
Bundesregierung dazu, diese aus der Sicht der Verbraucherin-
teressen verfaßte Schrift so negativ zu beurteilen, wie es in 
der Fragestunde am 11. Mai 1978 geschehen ist? 

Bitte schön.  

Gallus, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: Frau Kol-
legin, lassen Sie mich aus einer Reihe von Beispie-
len drei herausgreifen: Zu Beginn der Schrift „Der 
Grüne Moloch" wird das Marktinstrument „Inter-
vention" als „vornehme Umschreibung der Vernich-
tung von Nahrungsmitteln" definiert. — In der Bun-
desrepublik Deutschland gibt es keine Vernichtung 
von Nahrungsmitteln. Interventionen auf den Märk-
ten dienen ausschließlich dem Ziel, Verbraucher und 
Erzeuger vor extremen Preisausschlägen zu schüt-
zen. 

Als weiteres Beispiel führe ich Berechnungen im 
„Grünen Moloch" an, in denen der Gesamtaufwand 
für die Agrarpolitik auf 50 Milliarden DM beziffert 
wird. — Diese Zahl geht selbst über die von der 
Arbeitsgemeinschaft der Verbraucher veranschlagte 
Summe von 30 Milliarden DM weit hinaus. Letztere 
ist seinerzeit von meinem Hause als beträchtlich 
überhöht zurückgewiesen worden. Derartige Berech-
nungen berücksichtigen nicht, daß große Teile des 
Agrarhaushalts — wie z. B. die Ausgaben für Kü-
stenschutz, Wegebau, Trinkwasserversorgung, Ab-
wasserbeseitigung usw. — primär der Gesamtbe-
völkerung zugute kommen. 

Auch läßt die Behauptung, der Verbraucher sei 
durch über den Weltmarktpreisen liegende EG- 
Agrarpreise belastet, völlig außer acht, daß eine 
drastische Preissenkung in der Gemeinschaft eine 
entsprechende Produktionseinschränkung — mit der 
Konsequenz einer fühlbaren Nachfragesteigerung 
und damit Preissteigerung auf dem Weltmarkt — 
zur Folge hätte. 

Dem komplexen Problem des Umwelt- und Ge-
sundheitsschutzes versucht die Broschüre mit Schlag- 
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Parl. Staatssekretär Gallus 
worten wie „Gift im Kochtopf" oder mit dem fol-
genden Satz gerecht zu werden: 

Was nutzt es, wenn zwar diese Generation 
noch überlebt, die nächstfolgende aber — recht-
lich zulässig und staatlich subventioniert — 
sich langsam aber sicher chemisch zersetzt? 

So weit das Zitat. Und wie ist die Wirklichkeit? 
Unser Land verfügt anerkanntermaßen über die 
fortschrittlichste Lebensmittel- und Pflanzenschutz-
gesetzgebung in Europa. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage? — Bitte 
schön. 

Frau Dr. Martiny-Glotz (SPD) : Herr Staatssekretär, 
ich teile ja — wenigstens in Grenzen — Ihre Mei-
nung, daß sich manches in dieser Broschüre pole-
misch überspitzt darstellt und daß infolgedessen 
die Broschüre nicht so ernst zu nehmen ist, wie man 
sie vielleicht nehmen möchte. Aber Sie geben mir 
doch recht, wenn ich sage, daß es im EG-Bereich 
Vernichtung von Nahrungsmitteln gibt? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, eine 
Vernichtung von Nahrungsmitteln in diesem Sinne 
gibt es nicht. Es gibt Interventionen bei Nahrungs-
mitteln. Ich kann Ihnen ein Beispiel nennen: Im 
letzten Jahr sind in Italien 40 000 Tonnen Pfirsiche 
interveniert worden. Nach der entsprechenden EG-
Verordnung müssen diese Pfirsiche sozialen Zwek-
ken zugeführt werden, sofern sie nicht destilliert 
werden. Im Rahmen dieser Maßnahmen kann nicht 
ausgeschlossen werden, daß Pfirsiche auch verder-
ben und damit ein Teil dessen, was interveniert 
wird, zwangsläufig auf die Müllhalde gerät, weil 
eben Nahrungsmittel dieser Art nicht lange haltbar 
sind. Dies liegt in der Natur der Sache. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere. Zusatzfrage? 
— Bitte schön. 

Frau Dr. Martiny -Glotz (SPD) : Herr Staatssekretär, 
diese Form von Zwang leuchtet mir nicht ein, und 
ich nehme an, daß es der Vielzahl der Verbraucher 
nicht einleuchtet daß Interventionsmittel auch dazu 
dienen, daß im EG-Bereich Lebensmittel vernichtet 
werden. Könnten Sie mir aber bitte meine zweite 
Frage beantworten: Wie hoch beziffern denn Sie 
die Kosten des Agrarmarkts für den deutschen 
Steuerzahler, wenn 50 Milliarden zu hoch gegrif-
fen sind? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich 
habe ausgeführt, daß selbst die Summe von 30 Mil-
liarden DM,  die  vor einiger Zeit von der Arbeitsge-
meinschaft der Verbraucher genannt worden ist, viel 
zu hoch veranschlagt ist, wenn man  die  Lage ent-
sprechend differenziert darzustellen gewillt ist. Ich 
bin im Augenblick jedoch nicht in der Lage, Ihnen 
hier eine genaue Zahl zu nennen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Ey. 

Ey (CDU/CSU) Herr Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung mit mir der Meinung, daß, abgesehen 
von der unkorrekt veranschlagten Höhe der Sub-
ventions- und Förderungsmittel, von dem verblei-
benden Teil ein sehr großer Betrag dafür verwen-
det wird, der Industriegesellschaft, der Einwohner-
schaft unserer Bundesrepublik eine gesunde Land-
schaft zu erhalten? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Ey, so 
ist es. Ich habe in Beantwortung der Frage der Frau 
Kollegin bereits darauf hingewiesen. Ich kann nur 
noch einmal wiederholen, daß diese Schrift von 
Halbwahrheiten strotzt, und halbe Wahrheiten sind 
bekanntlich im Volksmund ganze Lügen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Kiechle. 

Kiechle (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, teilen 
Sie meine Meinung, daß der Verfasser einer Schrift, 
selbst dann, wenn er diese damit einleitet, daß er 
um Nachsicht bittet — aber insbesondere dann, 
wenn er Beamter von Beruf ist —, die Pflicht zu 
einem Minimum an Wahrheit bei der Darstellung 
eines Sachverhaltes hat und daß es sowohl der Bun-
desregierung als auch jedem objektiven Leser die-
ser Schrift äußerst schwerfällt, ein solches Minimum 
an Wahrheit in dieser Schrift zu entdecken? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich bin 
mit Ihnen der Auffassung, daß jeder Beamte an 
seinen Eid gebunden ist. 

Vizepräsident Stücklen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Gansel. 

Gansel (SPD) : Herr Staatssekretär, sind Sie bereit, 
die von der Kollegin Martiny-Glotz erfragten Zah-
len in der nächsten Woche nachzureichen? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich bin 
bereit, die Frage der Frau Kollegin schriftlich zu 
beantworten. 

(Gansel [SPD] : Danke sehr!) 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe Frage 2 des Herrn Abgeordneten Broll 
auf: 

Treffen Meldungen zu, die Bundesregierung plane, Mittel für 
landwirtschaftliche Entwässerungsmaßnahmen im Interesse des 
Landschaftsschutzes oder aus anderen Gründen zu kürzen? 

Bitte schön. 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Sehr geehrter Herr 
Kollege, Meldungen dieser Art treffen nicht zu. Ich 
nehme an, Herr Kollege, daß Ihre Frage auf meine 
Rede anläßlich des Deutschen Naturschutztages am 
19. Mai 1978 in Lüneburg Bezug nimmt. Dort habe 
ich die Notwendigkeit unterstrichen, ökologisch 
wertvolle Feuchtgebiete zu erhalten. Aus diesem 
Grunde werden in meinem Hause Überlegungen an- 
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Parl. Staatssekretär Gallus 
gestellt, die Förderungsgrundsätze in diesem Sinne 
zu ändern. Mein Haus wird den Ländern entspre-
chende Vorschläge unterbreiten. 

Ich möchte hier jedoch — zur Vermeidung von 
Mißverständnissen — hervorheben, daß die Bundes-
regierung landwirtschaftliche Entwässerungsmaß-
nahmen nach wie vor für erforderlich hält. Die 
Landwirtschaft ist in bestimmten Gebieten auf Ent-
wässerungsmaßnahmen angewiesen und bedarf da-
zu auch in Zukunft staatlicher Unterstützung. 

Im übrigen darf ich darauf hinweisen, daß land-
wirtschaftliche Entwässerungsmaßnahmen Bestand-
teil der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes" sind. Auf 
der Basis des vom Planungsausschuß festgelegten 
Länderschlüssels legen die Bundesländer im einzel-
nen fest, wie die ihnen. zur Verfügung gestellten 
Mittel auf die einzelnen Maßnahmen bzw. Maß-
nahmengruppen — also auch auf landwirtschaftliche 
Entwässerungsmaßnahmen — aufgeteilt werden. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Ey. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung mit mir der Meinung, daß, wenn aus 
übergeordneten ökologischen Gründen Entwässe-
rungsmaßnahmen untersagt werden müssen, bei 
Privatgrundstücken die Entschädigungspflicht we-
gen eventuellen Nutzungsausfalls anerkannt werden 
sollte? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich muß 
Ihnen. dazu sagen, daß es auf Grund der Rechtslage 
nicht Aufgabe des Bundes ist, über die Entschädi-
gung solcher Grundstücke zu befinden; dies ist Auf-
gabe der Länder. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Bildung und Wissenschaft. Zur Be-
antwortung der Fragen steht uns der Herr Parlamen-
tarische Staatssekretär Engholm zur Verfügung. 

Ich rufe Frage 3 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Schäuble auf:  

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß es dem 
Sinn des § 18 a BAföG nicht entspricht, einem Auszubildenden 
den gesetzlich vorgesehenen Teilerlaß nicht zu gewähren, wenn 
dieser sein Studium de facto ein Semester vor Ende der Förde-
rungshöchstdauer beendet, dabei aber auf Grund ungünstiger 
Prüfungstermine den Semesterzeitraum von 6 Monaten bis zum 
Ende der Förderungshöchstdauer geringfügig unterschreitet, und 
ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzuwirken, daß das 
Bundesverwaltungsamt seine bisherige Praxis in dieser Hinsicht 
ändert? 

Engholm, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft: Herr 
Kollege, die Bundesregierung teilt nicht die Ansicht, 
daß ein Teilerlaß nach § 18 a Bundesausbildungs-
förderungsgesetz auch dann zu gewähren ist, wenn 
auf Grund ungünstiger Prüfungstermine der Seme-
sterzeitraum von sechs Monaten bis zum Ende der 
Förderungshöchstdauer geringfügig unterschritten 
worden ist. Sie hat bereits in der Antwort auf die 

Frage des Abgeordneten Jäger (Wangen) vom 
3. Juni 1976 diese Auffassung wie folgt begründet: 
Nach § 18 a BAföG gilt für jedes Semester, um das 
ein Auszubildender die Ausbildung mit Bestehen 
der Abschlußprüfung, oder, wenn eine solche nicht 
vorgesehen ist, nach den Ausbildungsvorschriften 
planmäßig vor dem Ende der Förderungshöchstdauer 
beendet, das Darlehen um den Betrag von 2 000 DM 
als erlassen. Dieser Teilerlaß des Darlehens ist nach 
dem insoweit eindeutigen Wortlaut des Gesetzes 
nur dann möglich, wenn der Auszubildende sein 
Studium einschließlich aller Prüfungen ein volles 
Semester früher abschließt, als die Förderungs-
höchstdauerverordnung für den jeweiligen Studien-
gang vorsieht. Ist diese Bedingung nicht gegeben, 
kann ein Teilerlaß — unabhängig davon, ob den 
Auszubildenden ein Verschulden trifft — nicht er-
folgen. Der Gesetzgeber hat die Berücksichtigung 
individueller Besonderheiten bei der Feststellung des 
Teilerlasses nicht zugelassen. Die Bundesregierung 
versteht, daß die strikte Erlaßregelung gerade in den 
Fällen, in denen die Prüfung erst wenige Tage nach 
Beginn des neuen Semesters abgeschlossen werden 
kann, von dem Betroffenen als Härte empfungen 
wird. Sie ist aber der Auffassung, daß das mit dieser 
gesetzlichen Regelung angestrebte Ziel, für Aus-
zubildende und Ausbildungsstätten einen Anreiz für 
zügige Durchführung der Ausbildung einschließlich 
der Prüfungen zu schaffen, wesentlich schwerer er-
reicht würde, wenn das Gesetz geändert und Aus- 
nahmen zugelassen würden. Es wird deshalb vor 
allem Aufgabe der Hochschulen bleiben, das Prü-
fungsverfahren so zu konzentrieren, daß die geför-
derten Studenten die Vergünstigung des Gesetzes 
wahrnehmen können. 

Nach den Feststellungen der Bundesregierung 
wirkt die Regelung in § 18 a BAföG — nicht zuletzt 
auf Drängen der betroffenen Studenten dahin, 
daß die Prüfungen rechtzeitiger begonnen und kon-
zentrierter durchgeführt werden und die Auszubil-
denden sie so rechtzeitig abschließen können, daß 
sie in den Genuß des Teilerlasses kommen. 

Die Bundesregierung sieht sich angesichts des 
eindeutigen Wortlauts des Gesetzes nicht in der 
Lage, das Bundesverwaltungsamt zu einer anderen 
Auslegung des Gesetzes zu veranlassen, da diese 
Behörde dann zu einem Verstoß gegen Bundesrecht 
veranlaßt würde. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Schäuble (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist 
es richtig, daß ein Student, der die Förderungs-
höchstdauer voll ausschöpft und seine Prüfung 
bei einer entsprechenden Gestaltung der Prüfungs-
termine wenige Wochen nach Ablauf der Förde-
rungshöchstdauer absolviert, bis zum Ende dieser 
Prüfung gefördert wird? 

Engholm, Parl. Staatssekretär: Ich denke, daß das 
richtig ist, Herr Kollege. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte. 



7426 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 94. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 7. Juni 1978 

Dr. Schäuble (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
wenn dies richtig ist, entspricht es dann nicht der 
Logik und der Zielsetzung des § 18 a des Bundes-
ausbildungsförderungsgesetzes, daß ein Student, der 
ein Semester früher seine Abschlußprüfung ablegt, 
auch wenn er damit kalendermäßig um wenige Tage 
diese Semesterfrist überschreitet, eben im Sinne des 
Gesetzes seine Prüfung ein Semester früher absol-
viert hat und in den Genuß des Teilerlasses des Dar-
lehens nach § 18 a BAföG kommen sollte? 

Engholm, Parl. Staatssekretär: Ich bin nicht sicher, 
ob das wirklich so logisch ist, wie Sie es darstellen. 
Bei der unterschiedlichen Prüfungsordnungsstruktur 
der verschiedenen Hochschulen innerhalb der Bun-
desrepublik wird es für den Gesetzgeber immer 
außerordentlich schwer sein, auf die jeweils vor Ort 
gegebenen subjektiven Bestimmungen zu reagieren. 
Ich meine umgekehrt, daß es Aufgabe der Hochschu-
len selbst wäre, Prüfungsstrukturen, Prüfungsord-
nungen und -termine so aufeinander abzustimmen, 
daß der Student in den Genuß des Erlasses kommt, 
wie Sie es vorgeschlagen haben. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
teilen Sie nicht meine Auffassung, daß eine Vor-
schrift, die wie diese auch einer Interpretation be-
darf, dann richtig ausgelegt ist — insofern sie, wie 
Sie ja eben gesagt haben, auf das Verhalten von 
Studenten einwirken soll —, wenn Umstände, auf 
die der Student selber gar keinen Einfluß nehmen 
kann, im Wege der Interpretation nach Möglichkeit 
ausgeschaltet werden? 

Engholm, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Studenten und ihre Verbände haben ein Mitwir-
kungsrecht innerhalb der Hochschulen. Es wäre mir 
sehr recht, wenn sie dieses Mitwirkungsrecht auch 
dazu benutzten, solche hochschulpolitischen und 
hochschulinternen Fragen innerhalb der Hochschule 
in den Gremien, in denen sie vertreten sind, zu re-
geln. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Wirtschaft auf. Zur Beantwortung der Fra-
gen steht uns Herr Parlamentarischer Staatssekretär 
Grüner zur Verfügung. 

Die Frage 5 des Herrn Abgeordneten Hammans 
wird auf Wunsch des Fragestellers schriftlich beant-
wortet. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe Frage 4 der Frau Abgeordneten Martiny-
Glotz auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die laufenden Preiserhö-
hungen der Arzneimittelhersteller, besonders im letzten halben 
Jahr, und welche Möglichkeiten sieht sie, den Verbrauchern 
möglichst schnell ein Mindestmaß an Marktübersicht, insbeson-
dere hinsichtlich der Preisdifferenzen für gleichartige Arznei-
mittel zu verschaffen? 

Bitte schön. 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Im Rahmen der Bemühungen um 
Kostendämpfung im Gesundheitswesen hatte die 
pharmazeutische Industrie für 1976 Zurückhaltung 
bei Preisanhebungen versprochen. Nach den Ver-
öffentlichungen des Statistischen Bundesamtes lagen 
die Steigerungsraten industrieller Erzeugerpreise 
für humanpharmazeutische Spezialitäten im Jahre 
1976 auch deutlich unter dem Niveau der vorange-
gangenen Jahre. Diese Entwicklung hat weitgehend 
auch 1977 angehalten. Für die Monate Januar bis 
April 1978 weist das Statistische Bundesamt eine 
Preissteigerungsrate für humanpharmazeutische 
Spezialitäten von 1,5 % aus. Wieweit dieses Ergeb-
nis für das Gesamtjahr repräsentativ ist, läßt sich 
noch nicht sagen. Zum einen sind mit dem Inkraft-
treten des Arzneimittelgesetzes am 1. Januar 1978 
zusätzliche Anforderungen an die pharmazeutische 
Industrie gestellt worden, zum anderen ist zu be-
rücksichtigen, daß sich die Umsatzsteuer zum 1. Ja-
nuar 1978 erhöht hat und auch die Produktions-
kosten für die pharmazeutische Industrie seit 1976 
gestiegen sind. Von daher ist nicht auszuschließen, 
daß nach einer Periode relativer Preisstabilisierung 
mit Preiserhöhungen zu rechnen ist. Entscheidend 
dürfte aber sein, daß sich diese in engen Grenzen 
halten. Der von der Konzertierten Aktion im Ge-
sundheitswesen empfohlene Arzneimittelhöchstbe-
trag von 3,5 % für die Verschreibung von Arznei-
mitteln durch Kassenärzte für das zweite Halbjahr 
1978 dürfte hierzu einen wesentlichen Beitrag lei-
sten. 

Um den Arzneimittelmarkt transparenter zu ma-
chen, hat die Bundesregierung eine unabhängige 
Sachverständigenkommission beim Bundesgesund-
heitsamt eingesetzt. Diese hat bereits erste Über-
sichten über Arzneimittel gegen Herzmuskelerkran-
kungen erarbeitet, die noch im Laufe des Sommers 
veröffentlicht werden sollen. Weitere Indikations-
bereiche werden zur Zeit untersucht. Die Transpa-
renz auf dem Arzneimittelmarkt soll neben dem 
Verbraucher vor allem dem verschreibenden Arzt 
einen Preisvergleich ermöglichen; denn rund 70 % 
der Arzneimittel werden vom Arzt verschrieben. 
Die Bundesregierung hofft, ohne die Therapiefrei-
heit einzugrenzen, daß die Ärzteschaft von der 
Transparenz zugunsten einer wirtschaftlicheren 
Verordnungsweise Gebrauch machen wird. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Frau Dr. Martiny-Glotz (SPD) : Herr Staatssekretär, 
können Sie sich erklären, worauf die im „Spiegel" 
veröffentlichten Zahlen beruhen, die zweistellige 
Teuerungsraten in manchen Arzneimittelbereichen 
widerspiegeln? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Nein, das kann ich 
mir nicht erklären. Ich habe hier, wie Sie gemerkt 
haben, Durchschnittspreise angegeben. Ich bin gern 
bereit, Ihnen diese Statistik zur Verfügung zu stel-
len, die den Nachweis liefert, daß diese maßvollen 
Steigerungsraten, die ich genannt habe, für den 
Durchschnitt tatsächlich charakteristisch sind. 
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Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Frau Dr. Martiny-Glotz (SPD) : Dafür wäre ich sehr 
dankbar. Herr Staatssekretär, können Sie sich an-
dererseits die Meinung des Pharma-Verbandes zu 
eigen machen, die nach der „Süddeutschen Zeitung" 
lautet, daß sich die finanzielle Lage der Kranken-
kassen mittlerweile so entspannt habe, daß dra-
stische Einschränkungen bei der medizinischen Be-
treuung der Patienten zunächst nicht nötig seien, 
woraus eindeutig zu entnehmen ist, daß man meint, 
bei den Arzneimittelkosten hätte man hierdurch 
Spielraum gewonnen? Könnten Sie zu dieser Stel-
lungnahme Ihrerseits einen Standpunkt darlegen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, wir 
haben in der Auseinandersetzung um das Kosten-
dämpfungsgesetz im Gesundheitswesen von allen 
Interessentengruppen Standpunkte dargelegt erhal-
ten, die sich im nachhinein als überzogen darge-
stellt haben. In einer pluralistischen Gesellschaft 
gehört es mit zu den Gegebenheiten, daß man sich 
mit derartigen Äußerungen zu befassen hat. Ich 
möchte auf eine solche Äußerung des Pharma-Ver-
bandes nicht eingehen. Nach wie vor besteht ein 
hohes Interesse an der Kostendämpfung, allerdings 
ohne Einschränkung der Therapiefreiheit des 
Arztes. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Ey. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung mit mir der Meinung, daß der sicher-
lich wünschenswerte Kostendruck auf Arzneimittel-
preise auf keinen Fall dazu führen darf, die Wei-
terentwicklung besserer, wertvollerer, wirkungs-
vollerer Arzneimittel zu lähmen, was sich nach-
teilig auf die gesamte Krankenversorgung auswir-
ken würde? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
teilt Ihre Meinung. Wir haben gerade beim Kosten-
dämpfungsgesetz, aber auch bei der Verabschie-
dung unseres Transparenzgesetzes diesen Gesichts-
punkt mit im Auge gehabt. Ich glaube, es wird auch 
von der pharmazeutischen Industrie anerkannt, daß 
die wirtschaftlichen Möglichkeiten, die bei uns nach 
wie vor gegeben sind, in vielen anderen europä-
ischen Ländern nicht zu finden sind. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Jens. 

Dr. Jens (SPD) : Herr Staatssekretär, können Sie 
mir auf Grund Ihrer Statistik bestätigen, daß lang 
eingeführte Arzneimittel, die sich bewährt haben, 
sogenannte Schnelldreher, von der Arzneimittel-
industrie in der letzten Zeit im Preis besonders 
stark heraufgesetzt worden sind? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die mir vorliegende 
Statistik läßt eine solche Einzelaussage nicht zu. Ich  

bin aber gern bereit, Herr Kollege Jens, dieser 
Frage nachzugehen und Sie, bezogen auf einige 
solcher Medikamente, schriftlich zu informieren, 
wenn uns Unterlagen darüber zur Verfügung ste-
hen, was ich annehme, aber im Augenblick nicht 
mit Sicherheit sagen kann. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Urbaniak. 

Urbaniak (SPD) : Herr Staatssekretär, können Sie 
uns sagen, wann eine geschlossene Transparenz

-
liste, so wie es gefordert ist, zur Verfügung steht? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das 
ist ein sehr umfangreiches Werk und wird eine 
Daueraufgabe sein, und es wird deshalb nie einen 
Abschluß solcher Arbeiten geben. Die Kommission 
wird mit Sicherheit bei ihren Arbeiten besonderen 
Nachdruck auf die am häufigsten verschriebenen 
Arzneimittel legen müssen, um die Wirkung der 
Transparenzliste gerade im wirtschaftlich wichtigen 
Bereich erfolgreich zu machen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Abgeordneter Kirschner. 

Kirschner (SPD) : Herr Staatssekretär, können Sie 
feststellen, ob es deutsche Arzneimittel gibt, die 
auf dem europäischen Markt billiger verkauft wer-
den als auf dem deutschen Markt? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das 
ist der Fall. Darüber hat es ja auch umfangreiche 
kartellrechtliche Auseinandersetzungen gegeben, 
wie Sie wissen. Die Ursache für derartige unter-
schiedliche Preisgestaltungen sind sehr vielfältig. 
Das Bundeskartellamt hat sich mit dieser Problema-
tik in mehrfacher Hinsicht zu befassen gehabt. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Abgeordneter Gansel. 

Gansel (SPD) : Herr Staatssekretär, bedeutet Ihr 
Hinweis, die Erstellung der Transparenzliste werde 
eine Daueraufgabe sein, daß man dauernd an ihr 
arbeiten wird, ohne sie fertigzustellen, oder wann 
ist mit der Fertigstellung dieser Liste zu rechnen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Nein, das bedeutet, 
daß jeweils untersuchte Arzneimittel auch tatsäch-
lich für die Transparenzliste zur Verfügung gestellt 
werden, daß aber heute nicht denkbar ist, daß ir-
gendwann eine solche Liste endgültig fertiggestellt 
sein kann, weil ja ständig neue Medikamente in 
eine solche Transparenzliste aufgenommen werden 
müssen. 

Aber die Aufgabe der Kommission ist es, jeweils 
sachverständig geprüfte Arzneimittel bekanntzu-
machen und in Transparenzlisten zu veröffentlichen, 
auch wenn nicht alle Teile des Arzneimittelmarkts 
im Sinne einer solchen Transparenz schon durch-
leuchtet sind. 
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Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Schäfer. 

Dr. Schäfer (Tübingen) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
Sie haben gesagt, das Bundeskartellamt habe sich 
wiederholt mit der Frage befaßt. Können Sie jetzt 
mitteilen oder schriftlich nachreichen, mit welchem 
Ergebnis? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich will das gern 
schriftlich tun und werde dabei die einzelnen Arz-
neimittel, um die es ging, benennen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Frau Abgeordnete Steinhauer. 

Frau Steinhauer (SPD) : Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie bestätigen, daß die Meinung des Bundes-
verbands der Ortskrankenkassen richtig ist, daß 
durch die Praktizierung einer Transparenzliste jähr-
lich 800 Millionen DM eingespart werden können? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich kann zu dieser 
Zahl keine Stellung nehmen. Es war jedenfalls das 
Ziel der Transparenzliste, insbesondere den Ärzten 
die wirtschaftliche Verschreibungsweise zu erleich-
tern, ohne sie in der Therapiefreiheit einzuschrän-
ken. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Jens. 

Dr. Jens (SPD) : Herr Staatssekretär, was halten 
Sie von der jüngst geäußerten Ansicht der Arznei-
mittelindustrie, daß die Transparenzlisten im Grun-
de überhaupt nicht notwendig seien?  

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich kann eine solche 
Ansicht nicht teilen. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. Wir kommen zu den Fragen 6 und 7 des Herrn 
Abgeordneten Freiherr Spies von Büllesheim. Der 
Abgeordnete ist nicht im Saal. Die Fragen werden 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 8 des Herrn Abgeordneten 
Feinendegen auf: 

Wird die Bundesregierung im Planungsausschluß der Gemein-
schaftsaufgabe Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk-
tur" einem Beschluß zustimmen, nach dem Arbeitsmarktregionen, 
deren Punktwerte weit (bis zu 19 v. H.) über der Förder-
schwelle liegen, ohne Förderung bleiben und gleichzeitig andere 
Regionen, die mit dem gleichen Prozentsatz unter dieser 
Schwelle liegen, die Förderung behalten, und wenn ja, wie 
kann sie unter diesen Umständen dem Vorwurf der Willkür 
begegnen? 

Bitte schön. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, der 
Planungsausschuß für regionale Wirtschaftsstruktur 
ist am 12. Dezember 1977 nach einer intensiven Prü-
fung des neueren Datenmaterials für die Kriterien 
der Fördergebietsabgrenzung zu dem Ergebnis ge-
langt, daß die Datenbasis mit zu großen Unsicher

-

heiten behaftet ist und daher eine umfassende Neu-
abgrenzung der Fördergebiete auf dieser Grundlage 
nicht vorgenommen werden kann. 

Da aber besonders gravierende Datenänderungen 
in bisherigen Nichtfördergebieten vermutet werden 
müssen und da auf Grund solcher Daten unterstellt 
werden mußte, daß in bisherigen Nichtfördergebie-
ten neue Problemregionen entstanden sind, hat der 
Planungsausschuß, also das Gremium von elf Bun-
desländern und dem Bundeswirtschaftsminister, 
einer Übergangslösung in Form einer eng begrenz-
ten und zeitlich befristeten Fördergebietsausdeh-
nung zugestimmt. 

Die neuen Fördergebiete wurden einheitlich unter 
Zugrundelegung einer als realistisch angesehenen 
Unsicherheitsmarge des neueren Datenmaterials von 
mindestens 25 % ausgewählt. 

Ein alternatives Modell, das von einer Unsicher-
heitsmarge von mindestens 15 % ausging, wurde 
vom Planungsausschuß am 12. Dezember 1977 abge-
lehnt, da die Fehlermarge des neueren Datenmate-
rials höher eingeschätzt wurde und außerdem die 
damit verbundenen Fördergebietsausdehnungen als 
unvertretbar angesehen wurden. Eine Entlassung 
von Regionen aus der Förderung auf der Basis eines 
mit so großen Unsicherheiten behafteten Daten-
materials, die im Einzelfall über eine Fehlmarge von 
25 % hinausgehen können, erschien nicht gerecht-
fertigt. Das gilt insbesondere dann, wenn diese Re-
gionen heute in der Regel absolut schlechter da-
stehen als zum Zeitpunkt ihrer Aufnahme als För-
dergebiet. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte 
schön. 

Feinendegen (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
welchen Sinn hat der große Aufwand der Fortrech-
nung von Strukturdaten für die Gemeinschaftsauf-
gabe, wenn die sich daraus für die Veränderung von 
Fördergebieten ergebenden Folgerungen nicht oder 
nur ungleichgewichtig in einer Richtung gezogen 
werden? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Der Sinn dieser Da-
ten liegt darin, für unsere Förderregionen gesicherte 
Daten anzuwenden. Nur in der gegenwärtigen Situa-
tion, also vorübergehend, zeitlich befristet, haben 
wir besonders extreme Schwankungen in bisherigen 
Nichtfördergebieten berücksichtigt mit der Zielset-
zung, in einer Neuabgrenzung aller Fördergebiete 
wiederum zu gemeinschaftlichen Regelungen zu 
kommen, die auf objektiven Daten fußen. Alleinige 
Begründung war die übereinstimmende Auffassung 
von elf Länderwirtschaftsministern und dem Bundes-
wirtschaftsminister — die diese Situation sehr ein-
gehend diskutiert haben —, daß im Augenblick 
keine Neuabgrenzung der Fördergebiete auf der 
gegebenen Datenbasis möglich ist. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte, 
Abgeordneter von der Heydt. 
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von der Heydt Freiherr von Massenbach (CDU/ 
CSU) : Herr Staatssekretär, wie begründet die Bun-
desregierung eigentlich ihre Auffassung — die ich 
aus Ihrer vorherigen Beantwortung herausgehört 
habe —, daß bei den einheitlich ermittelten Daten-
werten die Daten bereits geförderter, unter der För-
derschwelle liegender Regionen zuverlässiger sind 
als die — nach gleichen Grundsätzen ermittelten — 
Daten der oberhalb dieser Schwelle liegenden För-
dergebiete und -regionen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
hat mit Zustimmung von elf Länderwirtschaftsmini-
stern nach eingehender Diskussion dieser Frage bis-
her nicht geförderte Gebiete aufgenommen, deren 
Datenkranz so hoch von den Schwellenwerten ab-
wich, daß dort mit Sicherheit schwerwiegende Ver-
änderungen angenommen werden konnten. Sie hat 
— ebenso mit Zustimmung aller Länder — aller-
dings davon abgesehen, bisherige Fördergebiete aus 
der Förderung herauszunehmen, weil die meisten 
dieser Fördergebiete heute ungünstigere Daten auf-
weisen, als sie zum Zeitpunkt ihrer Aufnahme als 
Fördergebiet ausgewiesen haben. Deshalb wurde 
eine Generalbereinigung der Fördergebiete auf einen 
Zeitpunkt verschoben, an dem die Daten dafür eine 
ausreichende Grundlage bieten. Wir werden das 
hinsichtlich des Zeitpunktes und hinsichtlich des 
dann zu beurteilenden Datenmaterials gemeinsam 
mit allen Bundesländern tun. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Abgeordneter Nordlohne. 

Nordlohne (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wird 
der Planungsausschuß in seiner morgigen Sitzung 
nach den Beratungen im Wirtschaftsausschuß, im 
Ausschuß für Raumordnung, Städtebau und Woh-
nungswesen und im Innerdeutschen Ausschuß dem 
Entwurf  des  7. Rahmenplanes in der Form zustim-
men, wie er auf dem Tisch des Hauses liegt, oder 
haben sich in der Zwischenzeit noch neue Erkennt-
nisse ergeben? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich gehe davon aus, 
daß der Planungsausschuß dem zustimmen wird; 
denn die Länder haben dieser Lösung ja in den vor-
bereitenden Sitzungen, wie ich schon erwähnt habe, 
zugestimmt. 

Selbstverständlich ist nicht auszuschließen, daß 
eine Reihe von Ländern darüber hinausgehende 
Anträge stellen werden, die allerdings im Wider-
spruch zu der auch vom Wirtschaftsausschuß des 
Bundestages eindringlich erhobenen Forderung nach 
Nichtausweitung der Fördergebietskulisse stehen. 
Selbstverständlich kann ich heute keine Aussage 
darüber machen, wie das Abstimmungsverfahren 
morgen im Planungsauschuß tatsächlich aussehen 
wird; denn wir brauchen ja zur Verabschiedung 
dieses Planes die Zustimmung von mindestens 
sechs Ländern. Nach den bisherigen Erfahrungen 
kann aber nicht mit Sicherheit davon ausgegangen 
werden, daß alle elf Bundesländer jeder Entschei-
dung, die getroffen wird, ihre Zustimmung erteilen. 

Das war auch in der Vergangenheit gelegentlich der 
Fall. Wir haben aber in der Vergangenheit die 
Entscheidungen des Planungsausschusses in aller 
Regel mit der Zustimmung von neun bis zehn Bun-
desländern treffen können, so daß ich annehme, 
daß sich auch morgen entsprechende Mehrheits-
verhältnisse ergeben werden, mit dem Vorbehalt, 
der ja selbstverständlich ist, daß einer solchen Ent-
scheidung heute hier nicht im Wege der Mutma-
ßung vorgegriffen werden kann. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Feinendegen. 

Feinendegen (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
wenn ich Sie soeben richtig verstanden habe, haben 
Sie gesagt, es sei beschlossen worden, die Über-
schreitungsgrenze auf 25 % festzusetzen. Darf ich 
Sie fragen, was die Bundesregierung oder den Pla-
nungsausschuß veranlaßt hat, diese Grenze von 
25 % zu wählen, nicht aber 15 % oder eine andere 
Größe? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die einzukalkulie-
rende Fehlermarge ist nach der übereinstimmenden 
Auffassung des Planungsausschusses so hoch zu be-
werten, daß etwa die Wahl einer Grenze von 15 % 
die Gefahr eingeschlossen hätte, daß ein neu auf-
zunehmendes Fördergebiet die Förderschwelle tat-
sächlich nicht überschreitet. Das hätte auch eine 
Ausweitung der Fördergebietskulisse bedeutet, die 
weit über das hinausgegangen wäre, was der Pla-
nungsausschuß selbst für noch vertretbar gehalten 
hat, und die mit Sicherheit auch nicht die Zustim-
mung des Wirtschaftsausschusses des Bundestages 
gefunden hätte. Naturgemäß muß der Bundesmini-
ster für Wirtschaft im Planungsausschuß am stärk-
sten einer Ausweitung entgegentreten, weil aus 
der Sicht der einzelnen Länder aus verständlichen 
regionalen und auch politischen Gründen immer 
wieder die Tendenz zur Ausweitung — jedenfalls 
für das einzelne Land — gegeben ist, so daß wir 
darauf hinzuwirken haben, daß eine gemeinsame 
Beschlußfassung möglich bleibt, die dem Tatbestand 
Rechnung trägt, daß eine Förderung, die bestimmte 
Ausdehnungen überschreitet, keine konzentrierte 
Förderung mehr darstellt und damit der Aufgabe 
der regionalen Strukturpolitik nicht mehr gerecht 
wird. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weitere Zusatzfrage. 

Ich rufe die Frage 9 des Herrn Abgeordneten 
Feinendegen auf: 

In welchem Umfang ergibt sich nach Bevölkerungszahl und 
Fläche die Ausweitung der Fördergebiete im 7. Rahmenplan 
daraus, daß unter der Förderschwelle von 225 Punkten liegen-
de Regionen die Förderung weiter erhalten, bzw. eine Ein-
schränkung daraus, daß bisher nicht geförderte Gebiete, die 
diese angenommene Förderschwelle von 225 übersteigen, nicht 
aufgenommen werden? 

Bitte schön. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Solange ein Schwel-
lenwert bei einem vorgegebenen Bevölkerungs-
anteil der Fördergebiete — z. B. 34 % — festge-
halten wird, müssen die Fördergebiete, die neu auf- 
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genommen werden sollen, ihrer Bevölkerungszahl 
nach die gleiche Größe wie solche Gebiete aufwei-
sen, die auscheiden sollen. Bei der Fläche können 
sich Anteile abweichend entwickeln, je nach Bevöl-
kerungsdichte der aufzunehmenden bzw. ausschei-
denden Regionen. Auf Grund der erheblichen Un-
sicherheiten des neueren Datenmaterials war bereits 
frühzeitig abzusehen, daß eine totale Neuabgren-
zung der Fördergebiete, bei der alle unter bzw. 
über dem vorgegeben Schwellenwert liegenden Re-
gionen aus der Förderung entlassen bzw. in die 
Förderung aufgenommen werden, derzeit nicht sinn-
voll ist. Daher wurden die aufwendigen Berechnun-
gen für diesen Fall nicht durchgeführt. 

 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage? — Bitte. 

Feinendegen (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
mich würde in diesem Zusammenhang interessieren, 
welches die fünf Regionen mit den niedrigsten 
Punktzahlen sind, welche Punktzahlen sie haben 
und seit wann sie gefördert werden. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich kann Ihnen hier 
nur eine schriftliche Nachricht zusagen. Die Unter-
lagen liegen mir im Augenblick nicht vor. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter von der Heydt Freiherr von 
Massenbach. 

von der Heydt Freiherr von Massenbach (CDU/ 
CSU) : Herr Staatssekretär, wie will die Bundes-
regierung die Benachteiligungen der Fördergebiete 
vertreten, die sich daraus ergeben, daß diese Ge-
biete mit der Bewerbung gewartet haben, infolge 
der veränderten Grundsätze jetzt aber keine Aus-
sicht auf Aufnahme mehr haben? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Bei der Förderge-
bietsabgrenzung geht es nicht um Fragen der Be-
werbung. Vielmehr ist die Aufnahme als Förder-
gebiet auf Grund konkreter Daten möglich. Die ent-
sprechenden Entscheidungen werden für die ge-
samte Bundesrepublik auf Grund der Darlegungen 
aus den Ländern und an Hand unserer gemeinsam 
erarbeiteten Maßstäbe getroffen. Es ist also nicht 
etwa ein Antrag einer Region erforderlich. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatz-
fragen. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Arbeit und Sozialordnung. Zur Beant-
wortung der Fragen steht uns der Parlamentarische 
Staatssekretär Buschfort zur Verfügung. 

Die Frage 10 des Herrn Abgeordneten Daweke 
wird auf seinen Wunsch schriftlich beantwortet. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 11 der Frau Abgeordneten 
Steinhauer auf: 

Ist die Bundesregierung in der Lage, einen Erfahrungsbericht 
über die Auswirkungen der durch die Änderung des Sozialge

-

richtsgesetzes vom 30. Juni 1974 erfolgten Ausweitung der 
Widerspruchsverfahren im Sozialrecht zu geben, insbesondere 
Aussagen darüber zu machen, ob dadurch mehr Versicherten-
nähe sowie eine Entlastung der Sozialgerichte erreicht worden 
ist? 

Bitte schön. 

Buschfort, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung: Frau Kollegin 
Steinhauer, wenn Sie erlauben, würde ich gern die 
Fragen 11 und 12 im Zusammenhang beantworten. 

Frau Steinhauer (SPD) : Ja. 

Vizepräsident Stücklen: Dann rufe ich auch die 
Frage 12 der Frau Abgeordneten Steinhauer auf: 

Gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung bei den Versiche-
rungsträgern neue Überlegungen, die sicherstellen, daß durch 
eine Verbesserung der Sachbearbeitung im Interesse der Ver-
sicherten die von vornherein falschen oder mißverständlichen 
Bescheide eingeschränkt werden und die Aufklärung der Ver-
sicherten in den Vordergrund gestellt wird, dies auch in Er-
füllung des Sozialgesetzbuchs? 

Bitte schön. 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Nach den vorlie-
genden Erkenntnissen hat die Zahl der Widersprü-
che gegen Bescheide der Versicherungsträger nach 
der Ausweitung des Widerspruchsverfahrens im 
Jahre 1974 erheblich zugenommen. Insbesondere in 
der Rentenversicherung konnte die Verwaltung in 
einer verhältnismäßig großen Zahl von Fällen den 
Widersprüchen ganz oder teilweise abhelfen. Die 
Zahl der Klagen vor den Sozialgerichten hat wesent-
lich abgenommen. Dies entspricht dem Ziel der Ge-
setzesnovelle aus dem Jahre 1974. 

Dieses Gesetz sollte dem Versicherten den Kon-
takt zu seinem Versicherungsträger hinsichtlich der 
Nachprüfung von Bescheiden erleichtern. Die Ver-
sicherten legen eher Widerspruch als Klage ein. So 
haben die Versicherten auch von der Möglichkeit 
des § 78 Abs. 2 des Sozialgerichtsgesetzes, sofort 
Klage zu erheben, nur zurückhaltend Gebrauch ge-
macht. 

Diese Verbesserung der Versichertennähe zum 
Versicherungsträger hat gleichzeitig den günstigen 
Effekt gehabt, daß die Sozialgerichte vor allem von 
einfach zu klärenden Zweifelsfragen entlastet wur-
den. Auf diese Weise haben sie die Möglichkeit, 
sich sorgfältiger mit echten Streitfragen zu befassen. 

Zu Ihrer zweiten Frage bemerke ich folgendes: 
Selbstverständlich beschäftigen sich Selbstverwal-
tung und Geschäftsführung der Versicherungsträger 
laufend und intensiv mit der von Ihnen angespro-
chenen Problematik. Sie versuchen, durch organisa-
torische und personelle Maßnahmen den Arbeitsab-
lauf so zu gestalten, daß der Anteil falscher oder 
mißverständlicher Bescheide auf das geringstmög-
liche Maß beschränkt wird. Auch die Aufsichtsbe-
hörden verfolgen diese Frage mit Aufmerksamkeit. 

Die Aufklärung der Bevölkerung und die Bera-
tung der Berechtigten ist im Sozialgesetzbuch vor-
geschrieben und danach umfassend zu gestalten. 
Dem Betroffenen soll über alle sozialen Angelegen-
heiten nach dem Sozialgesetzbuch Auskunft erteilt 
werden. 
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Die Bundesregierung wird dem Bundestag über 

die Erfahrungen mit diesen Bestimmungen bis zum 
Jahresende berichten. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte 
schön. 

Frau Steinhauer (SPD) : Herr Staatssekretär, gibt 
es Erkenntnisse darüber, ob durch die den Sozial-
gerichtsverfahren vorgeschalteten Widerspruchs-
verfahren bis zur endgültigen Entscheidung über 
den einzelnen Versicherungsfall gegenüber der Ver-
fahrensweise nach früherem Recht erheblich längere 
Zeit vergeht, und zwar zum Nachteil der Versicher-
ten? Trifft insbesondere eine heute vom bayerischen 
Arbeitsministerium veröffentliche Mitteilung zu, wo-
nach ein Sozialgerichtsverfahren 13,5 Monate dau-
ert und damit 

— 

 wenn ich davon ausgehe, daß ein 
Widerspruchsverfahren sechs Monate dauert — die 
Entscheidung um ein halbes Jahr verzögert wird? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Steinhauer, eine verallgemeinernde Feststellung, daß 
es gegenüber dem früheren Recht längere Laufzeiten 
gäbe, läßt sich nicht treffen. Im Gegenteil, bei be-
rechtigten Beanstandungen kommt der Versicherte 
in einer großen Zahl von Fällen durch das Wider-
spruchsverfahren schneller zu seinem Recht. 

Zu der Veröffentlichung aus Bayern kann ich im 
Moment nicht Stellung nehmen. Ich werde das prü-
fen und Ihnen eine schriftliche Mitteilung zugehen 
lassen. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, bitte. 

Frau Steinhauer (SPD) : Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie Auskunft darüber geben, ob die Versiche-
rungsträger und ihre Widerspruchsausschüsse im 
Widerspruchsverfahren erneut in eine Sachprüfung 
mit Beweiserhebung eintreten oder lediglich eine 
formale Überprüfung vornehmen, und nimmt hier 
die Selbstverwaltung ihre Aufgabe wahr? Überläßt 
sie das nicht vielfach der Verwaltung? Halten Sie es 
überhaupt mit der beabsichtigten Nähe zum Versi-
cherten für vereinbar, wenn die Verwaltung ihre 
eigenen Entscheidungen überprüft? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Steinhauer, natürlich hat die ganze Sache nur einen 
Sinn, wenn auch die zuständigen Widerspruchsaus-
schüsse in eine Sachprüfung eintreten. 

Ich will darüber hinaus gern sagen, daß ich Zwei-
fel gehabt habe, ob es sinnvoll ist, daß eine Behörde 
ihre eigenen Bescheide noch einmal beurteilt. Das 
haben wir nun aber in vielen Rechtsgebieten. Hier 
muß man, glaube ich, unter dem Strich doch feststel-
len, daß sich das Verfahren im großen und ganzen 
bewährt hat. 

Sie fragten dann noch, ob die Selbstverwaltung 
ihre Aufgabe wahrnimmt. Ich kann dazu nur sagen, 
daß ich voll unterstreichen kann, daß die Selbstver-
waltung das tut. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Frau Steinhauer (SPD) : Herr Staatssekretär, in-
wieweit ist festzustellen, ob eine erhebliche Zahl von 
Widersprüchen gegen ablehnende Bescheide erst gar 
nicht erhoben würde, wenn die Bescheide klarer und 
ausführlicher und für den Versicherten besser ver-
ständlich wären, d. h. nicht auf Formularen mit ganz 
allgemeinen Formulierungen erfolgten? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Steinhauer, die Versicherungsträger sind selbstver-
ständlich bemüht, die Fehlerquellen so gering wie 
möglich zu halten. Ich darf hier an eine Sitzung, die 
Sie selbst gestern miterlebt haben, erinnern. Eine 
Verwaltung, die nur fehlerfreie Bescheide erteilt, 
wird es auch zukünftig wohl nicht geben. Sie haben 
aber recht, es ist auch unsere Aufgabe, dazu beizu-
tragen, daß die Bescheide, die ergehen, eine mög-
lichst niedrige Fehlerquote haben. Ich denke, daß 
wir mit Hilfe technischer Mittel und mit einer guten 
Ausbildung von Beamten diese Fehlerquoten weiter 
nach unten drängen können. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Urbaniak. 

Urbaniak (SPD) : Herr Staatssekretär, können Sie 
mir darüber Auskunft geben, wie viele Wider-
spruchsverfahren denn eigentlich positiv, zugunsten 
der Versicherten, zum Abschluß gebracht werden 
können? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Ur-
baniak, ich gehe davon aus, daß es darüber eine Auf-
stellung gibt. Ich habe aber den Prozentsatz nicht 
mehr so ganz genau in Erinnerung. Ich will Ihnen die 
entsprechenden Angaben gern schriftlich nachrei-
chen. 

 
Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatz-

fragen. 

Ich rufe Frage 13 des Herrn Abgeordneten Kirsch-
ner auf: 

Wie ist die finanzielle Situation bei der Umlage für die pro-
duktive Winterbauförderung nach § 186 a AFG? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Kirschner, ich wäre Ihnen sehr dankbar, wenn ich 
die Fragen 13 und 14 gemeinsam beantworten dürfte. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte, ja. Ich rufe auch 
noch Frage 14 des Herrn Abgeordneten Kirschner 
auf: 

Treffen Informationen zu, wonach bei der Bundesregierung 
Überlegungen angestellt werden, § 186 a AFG mit der Maßgabe 

zu ändern, die Erhebung der Umlage zur Finanzierung der pro-
duktiven Winterbauförderung analog der Regelung des § 186 b 
AFG in Zukunft vorzunehmen? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Kirschner, in der zuletzt abgeschlossenen Förde-
rungsperiode 1976/77 betrugen die Einnahmen aus 
der Winterbauumlage 803,6 Millionen DM und die 
Ausgaben der Bundesanstalt für Arbeit für Winter- 
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geld, Mehrkostenzuschuß und Investitionskosten-
zuschuß 791,2 Millionen DM, so daß sich ein  Über-
schuß von 12,4 Millionen DM ergab. 

Im Bundesministerium für Arbeit und Sozialord-
nung wird zur Zeit geprüft, ob und wie das Ver-
fahren der Einziehung der Winterbauumlage ver-
einfacht werden kann. Unter verschiedenen Lö-
sungsmöglichkeiten wird auch die von Ihnen er-
wähnte Anpassung des Winterbauumlageverfahrens 
an die Regelung über die Einbeziehung der Umlage 
für das Konkursausfallgeld geprüft. Gegen dieses 
Modell sind allerdings in der bisherigen Diskus-
sion gewichtige Einwände vorgebracht worden. Die 
Prüfung ist noch nicht abgeschlossen. Ich bitte des-
halb um Ihr Verständnis, daß ich noch keine weite-
ren Einzelheiten mitteilen möchte. 

Vizepräsident Stücklen; Keine Zusatzfragen. 

Ich rufe Frage 15 des Herrn Abgeordneten Müller 
(Berlin) auf: 

Inwieweit hat die Bundesregierung bzw. das zuständige Mini-
sterium die in der schriftlichen Antwort auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Stavenhagen (Drucksache 8/1573, 
Fragen B 90 und 91) — in denen nach der Abführung des Ge-
samtversicherungsbeitrages durch Arbeitgeber an die Ersatz-
kassen gefragt wurde — abschließend erwähnte „sorgfältige 
Abstimmung mit allen am Einzug des Gesamtsozialversiche-
rungsbeitrages Beteiligten" inzwischen vorgenommen und mit 
welchem Erfolg? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wenn 
Sie einverstanden sind, würde ich auch Ihre beiden 
Fragen gern im Zusammenhang beantworten. 

Vizepräsident Stücklen: Ja, ich rufe auch noch 
Frage 16 des Herrn Abgeordneten Müller (Berlin) 
auf: 

Welche besonderen Schwierigkeiten stehen einer solchen Neu-
regelung des Beitragseinzugsverfahrens auch für die Mitglieder 
der Ersatzkassen entgegen? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Mül-
ler, die Gestaltung des Beitragseinzugsverfahrens 
für die Mitglieder der Ersatzkassen ist im Zusam-
menhang mit den Regelungen zu erörtern, die nach 
dem Inkrafttreten des 21. Rentenanpassungsgesetzes 
hinsichtlich des Einzugsverfahrens für den Kranken-
versicherungsbeitrag der Rentner notwendig wer-
den. Die Vorarbeiten für die Neuregelungen kön-
nen daher erst nach Verabschiedung des 21. Renten-
anpassungsgesetzes beginnen. 

Zu Ihrer zweiten Frage bemerke ich: Nach gel-
tendem Recht sind die Beiträge zur Bundesversiche-
rungsanstalt für Angestellte und zur Bundesanstalt 
für Arbeit für die nichtkrankenversicherungspflich-
tigen Mitglieder der Ersatzkassen von der Kranken-
kasse einzuziehen, der das Mitglied bei Versiche-
rungspflicht und ohne die Mitgliedschaft bei der Er-
satzkasse angehören würde. Hierfür zahlen die 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte und die 
Bundesanstalt für Arbeit eine Einzugskostenvergü-
tung. Soweit eine Betriebskrankenkasse die Bei-
träge einzieht, erhält diese wegen der bei ihr nicht 
entstehenden persönlichen Verwaltungskosten eine 
entsprechend verminderte Einzugskostenvergütung. 
Deshalb wird eine Verlagerung des Einzugs der Bei-
träge der nichtkrankenversicherungspflichtigen Er-
satzkassenmitglieder von den Betriebskrankenkas-

sen auf die Ersatzkassen zu einer höheren Einzugs-
kostenvergütung der Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte und der Bundesanstalt für Arbeit füh-
ren. Diese Frage wird auch im Zusammenhang mit 
den übrigen bei einer Neuregelung des Beitrags-
einzugsverfahrens sich ergebenden Problemen mit 
allen Beteiligten abgestimmt werden. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte! 

 
Mü ller (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatsekretär, 

können Sie mir bestätigen, daß das Bundesarbeits-
ministerium eigentlich schon seit Jahren wiederholt 
dem Verband der Angestelltenkrankenkassen Zu-
sagen gemacht hat, dem Gesetzgeber entsprechende 
Vorschriften vorzulegen, die den Einzug des Ge-
samtsozialversicherungsbeitrages auch für die Er-
satzkassen beinhalten? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kann Ihnen nicht bestätigen, daß wir das so zuge-
sagt haben. Ich kann Ihnen bestätigen, daß wir 
immer wieder gesagt haben: Wir werden diese 
Frage wohlwollend prüfen. Wenn nun allerdings 
ein sehr wichtiges Gesetz diese Frage neu aufreißt 
— Sie wissen, daß dieses Gesetz morgen im Bundes-
tag zur Verabschiedung ansteht —, wäre es sicher 
nicht sinnvoll, heute vorab die neuen Fragen zu 
beantworten, die möglicherweise durch das neue 
Gesetz morgen auftreten. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Sehr gut!) 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Ich will Sie damit ver-
schonen, Äußerungen aus dem Jahr 1973 zu zitieren. 
Aber wäre nicht gerade das Krankenversicherungs-
kostendämpfungsgesetz die — ich zitiere jetzt — ge-
eignete Gelegenheit, die sich nicht so schnell wie-
derholt, gewesen, das Anliegen der Ersatzkassen zu 
erledigen bzw. den § 520 RVO und die dazu gehören-
den Bestimmungen im Sinn dieser Regelung zu än-
dern? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, si-
cher wäre vielleicht auch das Kostendämpfungs-
gesetz ein guter Bezugspunkt gewesen, weil es den 
Bereich der Krankenversicherung behandelt. Aber 
Sie dürfen hierbei nicht vergessen, daß wir nicht 
nur diesen einen Bezugspunkt, sondern z. B. auch 
die Rentenversicherung zu sehen haben. Da wir, 
wie Sie wissen, im Zusammenhang mit der Renten-
versicherung die Einführung des individuellen Kran-
kenversicherungsbeitrags vorgeschlagen haben, 
wird es unumgänglich sein, auch diesen Bereich in 
die Prüfung einzubeziehen. Ich wiederhole, daß das 
von mir eingangs erwähnte Gesetz morgen zur Be-
ratung ansteht. Ich finde es notwendig, auch diesen 
Fragenkomplex gebührend zu berücksichtigen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 
Bitte. 
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Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Entschuldigen Sie, Herr 
Staatssekretär; meine zweite Frage haben Sie nicht 
richtig beantwortet. Darf ich Sie deshalb fragen: 
Wer oder was macht eigentlich die besonderen 
Schwierigkeiten, wenn Sie von der Kostenverrech-
nung absehen? Sind es die Koalitionsfraktionen, 
oder ist es eine von ihnen, die sich gegen eine 
solche Regelung stellt? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das 
ist keine Koalitionsfrage. Ich wiederhole, was ich 
sagte: Es würde eine Verwaltungskostenmehrbe-
lastung eintreten. Wenn wir von allen Seiten be-
müht sind, sowohl in der Rentenversicherung als 
auch in der Krankenversicherung Kosten zu sparen, 
wird es unumgänglich sein, auch diese Frage sorg-
fältig zu prüfen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 
Bitte. 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
von den Fachleuten wird behauptet, das hätte im 
Zeitalter des Computers eine Verwaltungskosten-
ersparnis zur Folge. Können Sie das bestätigen? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, hier-
über gibt es sehr unterschiedliche Auffassungen. 
Für mich jedenfalls steht zweifelsfrei fest, daß z. B. 
im Hinblick auf den gesamten Betriebskrankenkas-
senbereich künftig persönliche Verwaltungskosten 
zu übernehmen wären, die derzeit nicht belasten. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Frau Abgeordnete Steinhauer. 

Frau Steinhauer (SPD) : Herr Staatssekretär, ist 
man bei den Überlegungen hinsichtlich des Beitrags-
einzugsverfahrens bei den Ersatzkassen auch schon 
in die Rechtsproblematik eingestiegen, daß man 
Versicherter bei der Ersatzkasse nur durch eigene 
Erklärung werden kann, den Arbeitgeber dagegen 
als Schuldner verpflichtet? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Steinhauer, das ist ein weiterer Bereich — nicht der 
einzige —, der einer sorgfältigen Prüfung bedarf, 
Als Fazit erkennen wir schon aus dieser Frage-
stunde, daß der von Ihnen angesprochene Bereich 
und die von Herrn Kollegen Müller angesprochene 
Problematik zusammen Grund dafür geben müssen, 
hier nicht voreilig vorzugehen, sondern eine sorg-
fältige Prüfung anzustellen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Kirschner. 

Kirschner (SPD) : Herr Staatssekretär, können Sie 
mir bestätigen, daß dieses Bestreben der Ersatz-
kassen zu einer Verminderung der Einnahmesitua-
tion bei den AOKs und den Betriebskrankenkassen 
führen würde, was ja auch unter dem Gesichtspunkt 
der besseren Finanzausstattung zu sehen ist? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kann dies nicht so, wie Sie es sagten, bestätigen. 
Ich kann im Moment nur sagen: Mir ist geläufig, 
daß erhebliche Veränderungen im Bereich der Be-
triebskrankenkassen eintreten würden, und zwar mit 
der Wirkung, die ich vorhin nannte. Aber ich ver-
sichere Ihnen, daß wir in die Prüfung auch die Frage 
einbeziehen werden, in welchem Umfang sich der 
Bereich der Ortskrankenkassen dadurch benach-
teiligt fühlen könnte. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe die Frage 17 des Herrn Abgeordneten 
Stutzer auf: 

Welche neuen Erkenntnisse liegen der Bundesregierung vor, 
die sie veranlassen könnten, die Vermittlungstätigkeit der Ar-
beitsämter zu verbessern — siehe Bericht der Frankfurter Rund-
schau vom 31. Mai 1978 —, und wann legt sie die Studie über 
die Effizienz der Arbeitsämter sowie über Vermittlungshemm-
nisse auf der Arbeitnehmer- und Arbeitgeberseite dem Bundes-
tag vor? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Stut-
zer, ich würde auch Ihre beiden Fragen gern zu-
sammen beantworten. 

Vizepräsident Stücklen: Der Fragesteller ist ein-
verstanden. Daher rufe ich auch die Frage 18 des 
Herrn Abgeordneten Stutzer auf: 

Bestätigt die Bundesregierung meine Auffassung, daß die Ar-
beitsverwaltung im Bereich der ihr derzeit gegebenen Möglich-
keiten zwar effektiv arbeitet, was u. a. die Vermittlungszahlen 
bestätigen, daß es aber zu einer optimalen Aufgabenerledigung 
— und damit auch zu einer Erhöhung der Vermittlungszahlen — 
nur dann kommen wird, wenn über die 1 600 neu bewilligten 
Planstellen hinaus den Vermittlungs- und Beratungsdiensten 
weitere Planstellen zur Verfügung gestellt werden? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Stut-
zer, die Bundesregierung beobachtet ständig die 
Entwicklung der Arbeitsvermittlung. Gemeinsam 
mit der Bundesanstalt für Arbeit verfolgt sie das 
Ziel, die Ergebnisse der Vermittlungsbemühungen 
noch weiter zu verbessern. So werden jetzt die Er-
kenntnisse der Modellversuche zur Arbeitsvermitt-
lung und zur Berufsberatung in den Arbeitsämtern 
Celle und Würzburg ab 1. Juli 1978 an allen Arbeits-
ämtern nach und nach in die Praxis umgesetzt. 

Die Studie des von der Bundesregierung beauf-
tragten Forschungsinstituts zur Arbeitsvermittlung 
wird voraussichtlich in den nächsten Wochen vor-
liegen. Die Bundesregierung wird dann  umgehend 
auch das Parlament unterrichten. Gedacht ist an 
eine Übermittlung an den Bundestagsausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung. 

Zu Ihrer zweiten Frage bemerke ich folgendes: 
Die Feststellung, daß die Arbeitsverwaltung effektiv 
arbeitet, schließt die Möglichkeit weiterer Verbes-
serungen nicht aus. Ich denke dabei an die bereits 
genannten organisatorischen Verbesserungen, an 
den Einsatz moderner Arbeitsmittel wie der  com-
puterunterstützten Arbeitsvermittlung und an eine 
Begrenzung der Belastung der Vermittlungsfach-
kräfte durch vermittlungsfremde Aufgaben, z. B. zu-
sätzliche statistische Erhebungen, wie sie immer 
wieder gefordert werden. 
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Parl. Staatssekretär Buschfort 
Der Personalhaushalt der Bundesanstalt für Ar-

beit wird nicht von der Bundesregierung, sondern 
von den Selbstverwaltungsorganen der Bundes-
anstalt aufgestellt. Der Bundesregierung obliegt 
lediglich die Genehmigung des Haushalts der Bun-
desanstalt für Arbeit. Falls die Selbstverwaltungs-
organe weitere Planstellen für Vermittlungs - und 
Beratungsdienste im neuen Haushalt der Bundes-
anstalt für Arbeit vorsehen, wird die Bundesregie-
rung die Genehmigung zusätzlicher Planstellen 
sorgfältig prüfen. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage. 

Stutzer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, die Vor-
schläge, die Sie hier vorgebracht haben, sind für die 
Arbeitsverwaltung und den Praktiker nicht neu. Ich 
denke z. B. an die Umstellung auch anderer Ämter 
nach den Modellen von Celle und Würzburg, an  die 

 Entlastung der Fachkräfte von Hilfsarbeiten wie 
statistischen Arbeiten. Daher meine Frage: Welche 
Gedanken hatte der Bundesarbeitsminister, als er 
jüngst vor ,dem SPD-Vorstand davon sprach, die 
Zahl der Vermittlungen zu steigern, indem er die 
Arbeitshemnisse beseitige? Will er das AFG än-
dern oder aber die Organisation der Arbeitsämter 
über das hinaus ändern, was wir bei den Arbeits-
ämtern Celle und Würzburg erprobt haben? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
glaube, die Bemühungen des Bundesarbeitsministers 
muß man in der Summe der Einzelmaßnahmen 
sehen. Da ist zunächst einmal die doch beachtliche 
'Veränderung im personellen Bereich des vergange-
nen Haushaltsjahres zu nennen. Darüber hinaus 
kann ich Ihnen bestätigen, daß wir beabsichtigen, 
den Entwurf einer weiteren Novelle zum AFG vor-
zulegen. Daneben müssen natürlich Erkenntnisse, 
die jetzt schon vorliegen, Beachtung finden. Ich bin 
davon überzeugt, daß wir auch bei einer Zurück-
haltung des Parlaments mit Forderungen nach sta-
tistischen Erhebungen eine beachtliche Entlastung 
herbeiführen können. 

Aber auch der Verbund der Arbeitsvermittlung 
und der Arbeitsberatung in den einzelnen Arbeits-
ämtern — das ist ja wohl die Erkenntnis von Celle 
und Würzburg — wird dazu beitragen, daß die ein-
zelnen Beamten vielleicht doch ein wenig breiter 
als bisher Verwendung finden können. Damit würde 
eine höchstmögliche Einsatzquote in den Arbeits-
ämtern erreicht werden können. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Stutzer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, nachdem 
aus den Reden des Bundesarbeitsministers, insbe-
sondere aus seinen Ausführungen vor dem Partei-
vorstand, zu schließen ist, daß er jetzt völlig neue 
Ideen hat, frage ich Sie: Warum kommt dem Bun-
desarbeitsminister die Erkenntnis, daß noch etwas 
geändert werden muß, erst jetzt, obwohl wir schon 
jahrelang die hohe Arbeitslosigkeit haben? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Stut-
zer, neue Erkenntnisse wird es auf den verschie-
densten Fachgebieten immer wieder geben. Ich 
denke da an Gesetze, die wir hier behandelt haben, 
z. B. auf den Gebieten des Jugendarbeitsschutzes, 
der Betriebsverfassung oder ähnlichen Gebieten. In 
der Praxis wird sich immer wieder zeigen, welche 
weiteren Veränderungen noch notwendig werden. 

Insbesondere durch die Arbeitsmarktsituation ha-
ben wir natürlich in bezug auf die Schwerpunkte, 
die nach dem AFG notwendig sind, gute, aber auch 
weniger gute Erfahrungen sammeln können. Es ist 
geradezu die Pflicht des Bundesarbeitsministers, 
diese Erkenntnisse dem Deutschen Bundestag in 
Form eines weiteren Gesetzentwurfs vorzulegen. 

Vizepräsident Stücklen: Noch eine Zusatzfrage, 
bitte. 

Stutzer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, errare 
humanum est. Daher meine Frage: Sind Sie mit mir 
heute der Meinung, daß in der Vergangenheit am 
falschen Fleck gespart wurde, nämlich beim Perso-
nal? Denn wir hätten heute mit Sicherheit weniger 
Arbeitslose, wenn man rechtzeitig eine Personalauf-
stockung vorgenommen hätte. 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Stut-
zer, das ist natürlich ein Standpunkt, den man aus 
Ihrer Sicht durchaus einnehmen kann. Aber ich will 
Ihnen aber dazu folgendes sagen: Gehen Sie mit 
Ihrem Vorwurf, wir hätten in der Vergangenheit am 
falschen Fleck gespart, einmal in die Öffentlichkeit 
und machen Sie dieser klar, daß bei der Bundesan-
stalt für Arbeit vor zehn Jahren — ich nenne jetzt 
einmal eine ungefähre Zahl, weil ich das so genau 
nicht sagen kann — 30 000 Beschäftigte vorhanden 
waren, während sie heute, glaube ich, 53 000 Be-
schäftigte zählt. Da kann man nun in der Tat nicht 
sagen, daß wir am falschen Fleck gespart haben. Im 
Gegenteil, draußen wird uns sogar häufig der Vor-
wurf gemacht, daß eine solche Ausweitung über-
haupt nicht mehr zu vertreten sei. 

Wenn wir uns im personellen Bereich dennoch 
angestrengt und der Bundesanstalt in jedem Jahr 
weitere Planstellen zur Verfügung gestellt haben, 
so deshalb, weil wir dies zum einen aus arbeits-
marktpolitischen Gründen für notwendig erachtet 
haben und weil wir zum zweiten ganz genau wissen, 
daß dieses Parlament der Bundesanstalt die Über-
nahme weiterer wichtiger Aufgaben übertragen hat. 
Daß wir am falschen Fleck gespart haben, kann ich 
nun in der Tat nicht bestätigen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Stutzer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, nimmt 
die Bundesregierung es den Praktikern, den Perso-
nalräten und auch vielen Mitgliedern der Selbstver-
waltung der Arbeitsämter ab, daß die 1 600 zusätz-
lich zur Verfügung gestellten Stellen nicht ausrei-
chen, und welche Folgerungen zieht sie daraus? 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 94. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 7. Juni 1978 	7435 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
neuen personellen Vorstellungen der Bundesanstalt 
liegen uns noch nicht vor. Ich habe bereits gesagt, 
daß wir dies prüfen werden. Wenn eine personelle 
Verbesserung notwendig ist, werden wir, die Bun-
desregierung, dieser Veränderung zustimmen. Aber 
ich will gleich hinzufügen: Wir werden den Wün-
schen der Selbstverwaltung wie auch denen der 
Bundesanstalt sicherlich nicht in vollem Umfang 
Rechnung tragen können. Das ist nicht nur eine 
Frage der Bundesanstalt für Arbeit. Alle Ministe-
rien, alle nachgeordneten Behörden möchten natür-
lich immer einen ganz kräftigen personellen Zu-
wachs haben. Ich darf wiederholen: Wir werden 
das ganz sorgfältig prüfen und dann das Notwen-
dige tun. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Müller (Berlin). 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
sollen die von Ihnen vorgetragenen Vorhaben des 
Bundesarbeitsministers bereits im Rahmen der vor-
gesehenen 5. Novelle zum AFG verwirklicht wer-
den? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Mül-
ler, mir ist nicht bewußt, welche Vorhaben im Rah-
men der AFG-Novelle ich vorgetragen haben soll. 
Ich kann nur die Punkte, die ich Herrn Stutzer ge-
nannt habe, wiederholen. Das war zum einen die 
personelle Seite — die hat mit dem 5. AFG nichts zu 
tun —, das war zum anderen die technisch-organisa-
torische Seite, die innerhalb der Anstalt selber ver-
ändert werden muß. Das dritte ist ein neues AFG. 
Und da habe ich nur gesagt: Wir werden ein weite-
res Gesetz vorlegen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Urbaniak. 

Urbaniak (SPD) : Herr Staatssekretär, die Bundes-
regierung hat den Arbeitsämtern 1 600 zusätzliche 
Arbeitskräfte bereitgestellt. Sind diese Arbeitskräfte 
insbesondere für ihre Vermittlungstätigkeit vorbe-
reitet worden, befinden sie sich in der Vermittlungs-
tätigkeit, und hat die Vorbereitung auf diesen ihren 
Dienst auch Betriebsbesuche und das Feld einge-
schlossen, das in Industrie und Gewerbe zu vermit-
teln ist? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Urbaniak, Sie sprechen hier ein ganz schwieriges 
Problem an. Wir wissen, daß die Bereitstellung von 
1 600 Planstellen, um beim Beispiel zu bleiben, noch 
nicht bedeutet, daß ich hier antworten könnte: Diese 
sind morgen auch schon voll wirksam. Diese Kräfte 
müssen sorgfältig ausgebildet werden. Sie haben 
zum Teil ihre zusätzlichen Ausbildungslehrgänge oder 
aber ihre Fachausbildung überhaupt erst erhalten 
müssen. Und diese Fachausbildung dauert, wenn ich 
das richtig in Erinnerung habe, zwei Jahre. Das 
heißt: Solche Arbeitskräfte können erst zu einem 
späteren Zeitpunkt voll wirksam werden. 

Zu dem zweiten Punkt, zum Außendienst, will ich 
gern hinzufügen: Diese Außendienstbeamten gibt es 
in der Bundesanstalt für Arbeit auch schon jetzt. Ich 
gestehe ein, daß auch ich selber Zweifel habe, ob 
im notwendigen Umfange a) diesen Beamten die 
Zeit verbleibt, sich im Außendienstbereich nun auch 
einmal umzusehen, und b) es genügend Außendienst-
beamte gibt. 

Ich jedenfalls bestätige Ihnen gern, daß wir es 
sehr begrüßen würden, wenn der Außendienstbe-
reich von den einzelnen Arbeitsämtern und den Ne-
benstellen ein wenig stärker als bisher wahrgenom-
men würde. Ich bin davon überzeugt, daß eine Ver-
stärkung des Außendienstes zu einer besseren Ver-
mittlungsquote beitragen wird. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Kirschner. 

Kirschner (SPD) : Herr Staatssekretär, verfügt die 
Bundesregierung über Erkenntnisse oder gibt es 
konkrete Anhaltspunkte dafür, daß durch eine Ver-
besserung des Verhältnisses von Arbeitslosen und 
Arbeitsvermittlern, d. h. durch zusätzliche Stellen 
von Arbeitsvermittlern, auch eine Verbesserung der 
Arbeitsvermittlung herbeigeführt werden kann? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Ja, Herr Kollege 
Kirschner, ich gehe davon aus, daß sich der einzelne 
Arbeitsvermittler, wenn er eine geringere Zahl von 
Personen zu betreuen hat, auch intensiver um die 
Vermittlung bemühen kann; er kann dann spezieller 
auf die Berufswünsche und -notwendigkeiten des 
einzelnen eingehen. Genau deshalb haben wir die 
Zahl der Vermittler in den Arbeitsämtern in der Ver-
gangenheit besonders verstärkt und haben unser 
besonderes Augenmerk, unsere besondere Aufmerk-
samkeit diesem Personenkreis zugewandt. Ich bin 
sicher, daß bei dieser größeren Zahl von Vermittlern 
eine verbesserte Betreuung möglich ist. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Müller (Berlin). 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
Sie haben auf meine Frage geantwortet, Sie hätten 
nicht von Vorhaben gesprochen. Wollen Sie mir 
nicht bestätigen, daß Sie in der Antwort auf die 
Frage meines Kollegen Stutzer erklärt haben, der 
Bundesarbeitsminister habe von einer Änderung 
des AFG gesprochen? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Mül-
ler, ich habe Ihnen als dritten Punkt genannt, daß 
die Bundesregierung beabsichtigt, dem Deutschen 
Bundestag ein weiteres AFG vorzulegen. Das habe 
ich Ihnen doch nicht verheimlicht; ich habe es Ihnen 
geradezu bestätigt. 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Und ich hatte gefragt, 
ob — — 
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Vizepräsident Stücklen: Bitte keine Zwiegespräche, 
Herr Abgeordneter Müller (Berlin) ! Das ist hier 
nicht vorgesehen. 

Eine weitere Zusatzfrage, Frau Abgeordnete 
Steinhauer. 

Frau Steinhauer (SPD) : Herr Staatssekretär, könn-
ten Sie sich vorstellen, daß zur Verbesserung der 
Vermittlung und überhaupt der Effizienz der Ar-
beitsverwaltung einmal die Bürokratie und z. B. 
auch die Frage überprüft werden könnte, ob 118 Er-
lasse in 78 Arbeitstagen notwendig sind, und wären 
Sie bereit, Ihren Vertreter in der Selbstverwaltung 
besonders darauf hinzuweisen, daß er sich einmal 
dieses Problems annimmt? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Steinhauer, ich werde unserem Vertreter bei der 
Bundesanstalt für Arbeit diesen Diskussionsbeitrag 
selbstverständlich gern zuleiten. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Verteidigung auf. Zur Beantwortung der Fragen 
steht uns der Herr Parlamentarische Staatssekretär 
Dr. von Bülow zur Verfügung. 

Ich rufe Frage 19 des Abgeordneten Lampers-
bach auf: 

Trifft es zu, daß — wie der „Kölner Stadtanzeiger" in seiner 
Ausgabe vom 12. Mai 1978, Nr. 102, berichtet — Soldaten der 
Bundeswehr im HUMA-Markt in St. Augustin und im Groß-
handelsunternehmen METRO eingesetzt worden sind, und wenn 
ja, geschah dies mit Billigung der Bundesregierung? 

Bitte. 

Dr. von Büllow, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister  der  Verteidigung: Gestatten Sie, Herr Prä-
sident, daß ich die Fragen 19 und 20 im Zusammen-
hang beantworte? 

Vizepräsident Stücklen: Beide Fragen zusammen? 
— Gut. Dann rufe ich zusätzlich Frage 20 des Abge-
ordneten Lampersbach auf: 

Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, dafür zu sor-
gen, daß derartige Einsätze in Zukunft weder hier noch in an-
deren Teilen der Bundesrepublik Deutschland erfolgen? 

Bitte schön. 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Lampersbach, der Bundesregierung ist der im „Köl-
ner Stadtanzeiger" am 12. Mai 1978 veröffentlichte 
Artikel bekannt. 

Ich darf darauf hinweisen, daß der Amtschef des 
Materialamtes der Bundeswehr dem „Kölner Stadt-
anzeiger" am 17. Mai 1978 eine Gegendarstellung 
zugeleitet hat, die vom „Kölner Stadtanzeiger" am 
19. Mai dieses Jahres veröffentlicht wurde. Hierin 
wurde klargestellt, daß acht Soldaten des Material-
amtes der Bundeswehr von ihrem zuständigen Diszi-
plinarvorgesetzen die Erlaubnis erhielten, außer-
halb der Dienstzeit einer Beschäftigung in den in 
Ihrer Frage bezeichneten Großmärkten nachzuge

-

hen. Die Genehmigung wurde mit dem ausdrück

-

lichen  Hinweis erteilt, daß steuer- und arbeitsrecht-
liche Bestimmungen zu beachten sind. 

Herr Kollege Lampersbach, ich darf Sie in diesem 
Zusammenhang darauf hinweisen, daß nach § 20 
Soldatengesetz die Nebentätigkeit eines Soldaten 
zwar genehmigungspflichtig ist, die Genehmigung 
jedoch nur versagt werden darf, wenn durch die 
Nebentätigkeit die dienstliche Leistung oder andere 
dienstliche Belange beeinträchtigt werden. Sie stim-
men mir sicherlich zu, daß es sich hierbei nicht um 
einen Einsatz der Bundeswehr handelt. 

Zu Ihrer zweiten Frage, Herr Kollege. Die Ant-
wort erübrigt sich meines Erachtens durch meine 
Antwort auf die erste Frage. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Lampersbach (CDU/CSU) : Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär, trifft es demnach nicht zu, daß die 
Soldaten zu dieser Arbeit mit einem bundeswehr-
eigenen Bus gefahren sind? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Wir haben 
dies überprüft; es trifft nicht zu. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatz-
fragen? — 

Ich rufe Frage 21 der Frau Abgeordneten Tübler 
auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Aufstiegsmöglichkeiten 
von Beamtinnen in der Bundeswehrverwaltung, insbesondere 
jener Frauen, die sich nach § 79 a des Bundesbeamtengesetzes 
beurlauben ließen und nach Inkrafttreten des Haushaltsstruktur-
gesetzes ihr Dienstverhältnis wieder aufgenommen haben, und 
welche Folgerungen zieht sie daraus? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, 
würden Sie mir auch in diesem Fall gestatten, beide 
Fragen im Zusammenhang zu beantworten? 

(Frau Tübler [CDU/CSU] : Wenn ich meine 
vier Zusatzfragen bekomme, dann gerne!) 

Vizepräsident Stücklen: Dann rufe ich auch Fra-
ge 22 der Frau Abgeordneten Tübler auf: 

Trifft es zu, daß die den Beamten des höheren Dienstes im 
nachgeordneten Bereich der Bundeswehrverwaltung erteilten 
dienstlichen Beurteilungsnoten von der Beurteilungspraxis im 
Bundesministerium der Verteidigung abweichen, und gibt es Zu-
sammenstellungen darüber, wie vielen Beamten im Ministerium 
und im nachgeordneten Bereich prozentual die gleiche Beurtei-
lungsnote seit Einführung des gegenwärtigen Formblattes er-
teilt worden ist? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Sehr geehrte 
Frau Kollegin, in der Bundeswehrverwaltung kön-
nen Beamtinnen und Beamte nach individueller Eig-
nung, Leistung und Befähigung im Rahmen der vor-
handenen Planstellen aufsteigen. Alle Beamtinnen 
und Beamte werden dabei an gleichen Kriterien ge-
messen. 

Die Beurlaubung ohne Dienstbezüge nach dem 
von Ihnen zitierten § 79 a des Bundesbeamten-
gesetzes konnte früher nur Beamtinnen und kann 
jetzt auch Beamten gewährt werden, wenn Kinder 
unter 16 Jahren oder pflegebedürftige Angehörige 
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in häuslicher Gemeinschaft tatsächlich betreut oder 
gepflegt werden. 

Die Anrechenbarkeit dieser Urlaubszeit ist nicht 
vorgesehen; es gibt dafür keine Rechtsgrundlage. 
Lediglich das Besoldungsalter wird nach § 31 Abs. 2 
Bundesbesoldungsgesetz um die Hälfte der Urlaubs-
zeit hinausgeschoben. Eine besondere Regelung im 
Zusammenhang mit dem Haushaltsstrukturgesetz 
ist nicht ergangen. 

Zu Ihrer zweiten Frage: Die im Ministerium ein-
gesetzten Beamtinnen sind durchschnittlich besser 
beurteilt als die im nachgeordneten Bereich tätigen. 
Mir liegt eine prozentuale Auswertung der Beur-
teilungen im Ministerium und im nachgeordneten 
Bereich vor. Ich bin gerne bereit, Ihnen diese Notiz 
zur Verfügung zu stellen. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Frau Tübler (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, da-
für wäre ich sehr dankbar; aber zunächst meine Zu-
satzfrage: Ist nach Auffassung des Bundesministers 
der Verteidigung dem Gedanken des Schutzes von 
Ehe und Familie und der Gleichbehandlung von 
Mann und Frau nach dem Grundgesetz Genüge ge-
tan, wenn eine Beamtin nach der Beurlaubung nach 
§ 79 a Bundesbeamtengesetz nach ihrer Rückkehr 
in den Dienst der Bundeswehrverwaltung durch das 
Inkrafttreten des Haushaltsstrukturgesetzes nicht 
befördert werden kann, weil sie ein Kind bekom-
men hat, sie aber nach der üblichen Praxisregel be-
fördert worden wäre, wenn sie das Kind einer drit-
ten Person überlassen und damit von einer Beurlau-
bung abgesehen hätte? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Frau Tübler, 
ich halte es nicht für ausgeschlossen, daß hier eine 
Ungerechtigkeit vorliegt, die allerdings dann alle 
Beamte der öffentlichen Verwaltung gleichermaßen 
trifft. Wenn das Problem angegangen werden müß-
te, müßte dies im Zuständigkeitsbereich des Bun-
desinnenministeriums geschehen. Ich wäre dankbar, 
wenn Sie diese Frage vielleicht bei nächster Gele-
genheit meinem Kollegen vom Innenministerium 
stellen würden. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Frau Tübler (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ich 
bin Ihrer Anregung sehr zugänglich; aber ich frage 
Sie als den Parlamentarischen Staatssekretär des 
Verteidigungsministeriums trotzdem, ob man unter 
diesen Umständen einer Beamtin überhaupt noch 
zumuten kann, Kinder zu bekommen. 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Da das Kinder-
Bekommen auch auf der weiblichen Seite durchaus 
mit Freuden verbunden ist, bin ich der Meinung, 
daß es sehr wohl noch zumutbar ist, Kinder zu be-
kommen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Frau Tübler (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, Sie 
haben vorhin in Ihrer Antwort allerdings etwas 
anderes gesagt; ich möchte aber trotzdem noch ein-
mal fragen, ob Ihnen bekannt ist, daß man in nach-
geordneten Bereichen Ihres Hauses bei der Bespre-
chung der Beurteilungen — wenn der Einwand er-
hoben wird, daß z. B. im Ministerium ein besserer 
Notendurchschnitt vorhanden sei — sagt, im Mini-
sterium werde nach anderen Maßstäben verfahren. 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Die Maßstäbe 
sind dieselben. Die Frage, ob sie überall korrekt 
angewandt werden, ist eine Frage nach den mensch-
lichen Fähigkeiten und Nicht-Fähigkeiten, die na-
türlich auch an ein Ministerium zu richten ist. 

Generell ist zu sagen, Frau Kollegin, daß z. B. die 
Obersten Bundesbehörden keine Anfänger einstel-
len, sondern in der Regel nur ausgesuchtes Personal. 
Von daher kann sich von selbst ein gewisser bes-
serer Durchschnitt des Notenbildes ergeben. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Frau Tübler (CDU/CSU) : Eine letzte Zusatzfrage, 
Herr Staatssekretär. Ich frage Sie, ob Ihnen Fälle be-
kannt sind, in denen weniger gut beurteilte Beamte 
des nachgeordneten Bereichs ins Ministerium ver-
setzt wurden und dort eine bessere Beurteilung be-
kommen haben. 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Dies ist mir 
als generelle Praxis nicht bekannt; aber ich halte es 
nicht für ausgeschlossen, daß das in Einzelfällen 
vorkommt. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zuastz-
fragen. 

Ich rufe die Fragen 60 und 61 des Herrn Abge-
ordneten Nordlohne .auf: 

Ist unter Bezugnahme auf die mir erteilten schriftlichen Ant-
worten des Parlamentarischen Staatssekretärs im Bundesvertei-
digungsministerium vom 1. Juni 1978 davon auszugehen, daß der 
Bundesverteidigungsminister an seiner schriftlichen Zusicherung 
vom 18. Juni 1976, durch eine Nutzungsänderung eine minde-
stens 50-v. H.-Verringerung der Flugbewegungen und damit 
eine Lärmverringerung herbeizuführen, nicht mehr festhält, und 
wenn ja, ist diese veränderte Haltung darauf zurückzuführen, 
daß die Bundesregierung von Vertretern der betroffenen Ge-
meinden auf eine veränderte Beurteilung im Interessenkonflikt 
Arbeitsplätze—Fluglärm hingewiesen wurde? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, dem Gesamtan-
liegen der Region und der Bevölkerung im Bereich Friesland so-
wie den von der Auflösung der Waffenschule 10 betroffenen Per-
sonen dadurch Rechnung zu tragen, daß zum Beispiel die künf-
tige Stationierung einer Hubschrauberstaffel oder anderweitiger 
Truppenteile angestrebt wird? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Nordlohne, ich hatte bereits In  meiner Antwort vom 
1. Juni darauf hingewiesen, daß die Frage der künf-
tigen Nutzung des Flugplatzes Upjever das Bundes-
ministerium der Verteidigung seit einiger Zeit be-
schäftigt. Ich hatte auch ausgeführt, daß ich mir am 
12. Mai dieses Jahres von den Vertretern der betrof-
fenen Gemeinden ihre Sorgen habe vortragen las-
sen. Dabei kam auch — das hatte ich in meiner Ant-
wort vom 1. Juni 1978 festgestellt — die veränderte 
Beurteilung im Interessenkonflikt Arbeitsplatz auf 
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der einen Seite und Fluglärm auf der anderen Seite 
zur Sprache. 

Auf Grund dieses Gesprächs — damit komme ich 
zu Ihrer zweiten Frage — habe ich den Führungs-
stab der Luftwaffe' beauftragt, in einer Studie unter-
suchen zu lassen, welche Möglichkeiten bestehen, 
um den Flugplatz Upjever etwa in dem jetzigen 
Umfang aufrechtzuerhalten. Ich hatte Ihnen mitge-
teilt, daß mir das Ergebnis dieser Überprüfung vor-
aussichtlich im Juli 1978 vorliegen wird. 

Herr Kollege, wie ich Ihnen bereits in meiner 
Antwort vom 1. Juni zugesagt habe, werde ich Ih-
nen das Ergebnis dieser Überprüfungen mitteilen. 
Zur Zeit ist mir eine abschließende Antwort nicht 
möglich. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Nordlohne (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist 
Ihnen in der genannten Besprechung von Delega-
tionsmitgliedern erklärt worden, daß eventuell der 
Kreistag Friesland sowie die Räte der Stadt Jever 
und der Gemeinde Schortens an den bisher gefaßten 
Beschlüssen nicht mehr festhalten werden? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Es ist mitge-
teilt worden, daß man in dem Raum die Frage der 
Sicherheit der Arbeitsplätze und die Frage der Be-
einträchtigung durch Fluglärm im Augenblick durch-
aus anders sehen könnte und daß dies auch die 
Meinung des Kreistages sein könnte. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Nordlohne (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist 
seitens Ihres Hauses das Gesprächsergebnis mit der 
Friesland-Delegation vom 12. Mai 1978 zwischen-
zeitlich mit dem Land Niedersachsen durchgespro-
chen worden, und wenn ja, mit welchem Ergebnis? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Ich glaube, 
daß derartige Gespräche eigentlich erst sinnvoll sind, 
wenn von der Luftwaffe die Untersuchungen soweit 
vorangetrieben sind, daß man davon ausgehen kann, 
daß dieser Teil der Ausbildung, der möglicherweise 
in Frage kommt, tatsächlich auf dem Flugplatz durch-
geführt werden kann. Dann wird man ganz zweifel-
los das Land Niedersachsen erneut in die Gespräche 
einschalten. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte schön. 

Nordlohne (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, da es 
sich um einen NATO-Flugplatz handelt, möchte ich 
Sie fragen, inwieweit seitens der NATO selbst bei 
einem positiven Ergebnis der genannten Studie eine 
Entscheidung zugunsten eines Standortes Upjever 
für die zweite Ausbildungsstufe für das Waffen-
system MRCA-Tornado zu erwarten sein wird und 
worauf Sie Ihre optimistische Auffassung stützen. 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Ich gehe da-
von aus, daß auch hier erst einmal durch eigene 
Studien, möglicherweise auch durch Kontaktaufnah-
men mit den anderen zwei beteiligten Luftwaffen 
festgestellt werden muß, ob es überhaupt in Frage 
kommt, diesen Teil der Tornado-Ausbildung auf 
dem Flugplatz durchzuführen. Dann muß natürlich 
die NATO kontaktiert werden, und es müssen Ge-
spräche geführt werden. Möglicherweise muß auch 
festgestellt werden, daß es nicht zu einem positiven 
Ergebnis kommt. Aber das muß erst von der Prü-
fung der Luftwaffe selbst abhängig gemacht werden. 

Vizepräsident Stücklen: Eine' weitere Zusatzfrage. 

Nordlohne (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ich 
hatte in der zweiten Frage danach gefragt, inwie-
weit die künftige Stationierung einer Hubschrauber-
staffel oder anderer Truppenteile angestrebt wird. 
Darf ich Sie deshalb fragen, ob in diesem Zusam-
menhang mit den jahrelangen Bemühungen, auf 
die Sie zu Recht hinweisen, eine für alle beteiligten 
Stellen vertretbare Lösung der sich abzeichnenden 
Probleme für Upjever herbeizuführen, eine Prüfung 
in dem von mir angesprochenen Sinne vorgenom-
men worden ist, und wenn nein, sehen Sie eine 
Möglichkeit, bei der Erstellung der genannten Stu-
die auch diese Frage mit einzubeziehen? Ich spre-
che die Überlegung an, ob nicht eventuell eine Hub-
schrauberstaffel oder sonstige Truppenteile in diese 
Gesamtproblematik einbezogen werden können. 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Ich gehe da-
von aus, daß der Führungsstab der Luftwaffe für 
den Fall, daß die Tornado-Ausbildung nicht mög-
lich erscheint, auch die andere Alternative mit in 
den Kreis seiner Überlegungen einbezieht. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weitere Zusatzfrage. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Jugend, Familie und Gesundheit auf. Zur Beant-
wortung der Fragen steht uns Herr Parlamentari-
scher Staatssekretär Zander zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 23 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Enders auf: 

Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, daß Sozial-
hilfeempfänger keine finanziellen Verbesserungen u. a. durch 
die Erhöhung des Kindergeldes, des Wohngeldes oder des land-
wirtschaftlichen Altersgeldes erhalten, weil diese Steigerungs-
beträge nach dem Bundessozialhilfegesetz als Einkommen von 
der laufenden Hilfe zum Lebensunterhalt wieder abgezogen wer-
den, und welche Konsequenzen gedenkt die Bundesregierung 
aus diesem Verfahren zu ziehen? 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit: Herr Kollege 
Dr. Enders, bei der Beantwortung Ihrer schriftlichen 
Frage ähnlichen Inhalts in der Fragestunde am 
9. März 1978 wurde zur Begründung für die An-
rechnung des Kindergeldes bei der Sozialhilfe auf 
den Nachranggrundsatz hingewiesen. Der Nachrang 
schließt ein, daß anderweitige Einkünfte des Hilfe-
empfängers bei der Bemessung von Sozialhilfelei-
stungen für den Lebensunterhalt in vollem Umfang 
berücksichtigt werden. Das gilt sowohl für das Kin-
dergeld, das nach der Rechtsprechung des Bundes- 
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verwaltungsgerichts bis zur Höhe des tatsächlichen 
sozialhilferechtlichen Aufwandes für den Lebens-
unterhalt dem Kind zuzuwenden und entsprechend 
anzurechnen ist, als auch für das landwirtschaftliche 
Altersgeld. Das Wohngeld wird nur bei der Bemes

-

sung der Unterkunft vom Sozialhilfeträger berück-
sichtigt. Der Nachrang der Sozialhilfe gilt in glei-
cher Weise für die Erhöhungsbeträge der genann-
ten Leistungen, die Teil des Einkommens des Hilfe-
empfängers werden. Diese Rechtslage besteht seit 
dem Inkrafttreten des Bundessozialhilfegesetzes im 
Jahre 1962. Sie wird von der Bundesregierung nicht 
in Frage gestellt. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Enders (SPD) : Herr Staatssekretär, inwieweit 
wird die Anhebung des Sozialhilfesatzes auf den 
Termin der Anhebung der Rentendynamisierung, 
des Kindergeldes oder des landwirtschaftlichen Al-
tersgeldes abgestimmt? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Hier gibt es bedau-
erlicherweise keine Abstimmung. Es wäre schön, 
wenn das vollständig erreicht werden könnte, aber 
auch da sind die Anpassungstermine unterschied-
lich. Zum Teil wurden sie durch die Gesetzgebung 
dieses Hauses in den letzten Jahren auch verändert. 
Ich möchte noch einmal betonen — damit das ganz 
klar ist —, daß ein Anpassungsmechanismus an 
wirtschaftliche Veränderungen im Sozialhilferecht 
enthalten ist. Auf der einen Seite enthält also dieses 
Sozialhilfesystem eine eigene Anpassung, und auf 
der anderen Seite gilt der Nachranggrundsatz, d. h. 
die Anrechnung. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Enders (SPD) : Herr Staatssekretär, kann die 
Rechnung stimmen, daß eine Frau mit fünf Kindern, 
die nach der Erhöhung des Kindergeldes ab 1. Ja-
nuar 1978 100 DM mehr Kindergeld als bisher er-
wartet, tatsächlich keine Mark mehr bekommt, weil 
dieses Kindergeld von der laufenden Hilfe zum Le-
bensunterhalt abgezogen wird? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Ich kann das im ein-
zelnen nicht nachprüfen, aber es könnte so sein. 
Dann bedeutet das aber, daß durch eine Anpassung 
der Regelsätze in der Sozialhilfe dieser betroffenen 
Familie zu einem unter Umständen etwas später 
oder früher liegenden Zeitpunkt eine Verbesserung 
ihrer Einkünfte im Rahmen der Anpassung an die 
wirtschaftlichen Verhältnisse zugestanden worden 
ist. 

Vizepräsident Stücklen: Ich rufe die Frage 24 des 
Herrn Abgeordneten Dr. Enders auf: 

Wirkt sich die Erhöhung des Kindergeldes, Wohngeldes oder 
landwirtschaftlichen Altersgeldes für Sozialhilfeempfänger so 
aus, daß durch die Einsparungen bei der laufenden Hilfe zum 
Lebensunterhalt die Betroffenen nicht begünstigt werden, und 
auf welche Weise kann dieses Anrechnungsverfahren geändert 
werden? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. En-
ders, durch die Einsparungen werden die Empfänger  

von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt nicht be-
günstigt. Vor allem durch die Anpassung der Regel-
sätze an die Entwicklung der Lebenshaltungskosten 
kommen aber auch ihnen die notwendigen Verbes-
serungen von Sozialleistungen zugute. Die Unter-
kunftskosten werden von der Sozialhilfe grundsätz-
lich in vollem Umfang übernommen. Ich verweise im 
übrigen auf meine Antwort zu Ihrer Frage 2 vom 
9. März, die ich soeben schon erwähnte. Die An-
rechnung von Kindergeld, Wohngeld und landwirt-
schaftlichem Altersgeld kann vor allem wegen des 
Nachranggrundsatzes des Sozialhilferechts nicht 
geändert werden. Ich verweise auch dazu auf meine 
soeben erteilte Antwort auf Ihre Frage 23. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Enders (SPD) : Herr Staatssekretär, trifft es zu, 
daß durch die Erhöhung des landwirtschaftlichen 
Altersgeldes, der Altersrenten und des Kindergeldes 
von einer Seite zusätzliche Mittel zur Bezahlung 
dieser Beträge aufgebracht werden und auf der an-
deren Seite die Kassen der Sozialhilfe Einsparun-
gen haben, weil sie nicht mehr so hohe Beträge für 
die laufenden Kosten zum Lebensunterhalt zu ent-
richten brauchen? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Zu einem bestimm-
ten Zeitpunkt kann es wiederum durchaus so sein, 
daß sich auf der einen Seite höhere Einkünfte er-
geben, die angerechnet werden. Aber ich betone 
noch einmal, daß der Sozialhilfeträger durch eine 
Anhebung der Regelsätze später auch zu einer Ver-
besserung der wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Sozialhilfeempfängers beiträgt. 

Dr. Enders (SPD) : Herr Staatssekretär, könnten 
sich aus diesen Fragen Chancen dafür ergeben, daß 
Änderungen im bisherigen Verrechnungssystem 
vorgenommen werden? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Ich kann Ihnen hier 
keine Änderung des Prinzips — einerseits Nach-
rang, andererseits Anpassung der Regelsätze — in 
Aussicht stellen. Aber man wird immer wieder über-
prüfen müssen, ob die Termine für Anpassungen so 
gelegt werden können, daß für die Betroffenen nicht 
Situationen entstehen, die vorübergehend als Härten 
empfunden werden. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Nordlohne. 

NordlOhne (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, bei 
Unterstreichung all dessen, was Sie in bezug auf die 
Anrechnung gesagt haben: Ist es nicht denkbar, daß 
zukünftig mit Kindergelderhöhungen, da hier — wie 
Herr Enders es ausgeführt hat — die besonderen 
Härten liegen, die Anhebung der Kinderfreibeträge 
in der Sozialhilfe einhergeht? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Ich würde mich sehr 
freuen, wenn dies gelänge. Das setzt voraus, daß 
wir mit den Bundesländern zu einem Ergebnis kom- 
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men. Die Anpassungstermine der Sätze in der So-
zialhilfe werden ja nicht nach unserem Ermessen 
festgelegt, während beim Kindergeld der Bund der-
jenige ist, der ein Datum setzen kann. Ich werde 
jedenfalls prüfen, ob man auch im Sinne der Anre-
gung von Herrn Kollegen Enders so etwas erreichen 
kann. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Ey. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind Sie mit 
mir der Meinung, daß die soeben aus diesem Frage-  
und Antwortspiel erkennbare Regelung auf jeden 
Fall als kinderfeindlich anzusehen ist? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Ich kann das nicht 
von vornherein als kinderfeindlich empfinden, denn 
ich muß hier sehen, daß im Sozialhilfesystem — um 
das noch einmal zu betonen — der Grundsatz 
herrscht, daß anderweitige Einkommen, die zum Le-
bensunterhalt dienen, auf die Sozialhilfe angerech-
net werden, die Sozialhilfe selbst aber einen Me-
chanismus zur Verbesserung der wirtschaftlichen 
Situation der Betroffenen enthält. Ich vermag darin 
kein prinzipielles kinderfeindliches Element zu er-
kennen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage 
des Abgeordneten Kirschner. 

Kirschner (SPD) : Herr Staatssekretär, ist es mög-
lich, daß die Höhe der Sozialhilfesätze länderunter-
schiedlich gehandhabt wird? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Das ist möglich, ja. 
Aber die Länder bemühen sich auch im Interesse 
der Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse in der 
Bundesrepublik um eine Angleichung, um hier nicht 
allzu große Unterschiede entstehen zu lassen. Aber 
grundsätzlich wäre es schon möglich. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatz-
fragen. 

Ich rufe die Frage 25 des Herrn Abgeordneten 
Fiebig auf: 

Wie haben sich die Regierungsbeiträge für das  Deutsch-Fran-
zösische Jugendwerk in den letzten Jahren entwickelt, und wie 
beurteilt die Bundesregierung auf diesem Hintergrund die 
Situation und künftige Entwicklung des Jugendwerkes? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Fiebig, 
nach Art. 4 Abs. 2 des Abkommens vom 22. Juni 
1973 werden die für die Tätigkeit des Jugendwerkes 
erforderlichen Mittel zu gleichen Teilen von beiden 
Regierungen zur Verfügung gestellt. Grundlage für 
die Bemessung der Regierungsbeiträge ist ein zwi-
schen beiden Regierungen jeweils festgelegter Devi-
senkurs. 

In den Jahren 1972 bis 1977 sind für das Deutsch-
Französische Jugendwerk als Regierungsbeiträge 
jeweils rund 23,6 Millionen Francs und in Abhängig-
keit davon wegen der Wechselkursentwicklung 
meist sinkende deutsche Beiträge in Höhe von rund 

14,8 Millionen DM in 1972 bis rund 13,1 Millionen 
DM in 1977 bereitgestellt worden. 

Die französische Seite hat erstmals im Jahre 1978 
ihren Beitrag um rund 10 % erhöht. Dies hatte zur 
Folge, daß der deutsche Regierungsbeitrag um rund 
800 000 DM gegenüber 1977 erhöht werden konnte. 
Damit erhielt das Deutsch-Französische Jugendwerk 
erstmals seit 1972 wieder mehr Mittel. 

Für 1979 hat die französische Seite eine weitere 
Erhöhung des Beitrags auf rund 29 Millionen Francs 
angekündigt. Dies bedeutet, daß der deutsche Regie-
rungsbeitrag im Jahre 1979 auf rund 14,5 Millionen 
DM steigen kann. 

Auf der Basis der sich abzeichnenden günstigen 
monetären Entwicklung beurteilt die Bundesregie-
rung die künftige Situation des Deutsch-Französi-
schen Jugendwerks uneingeschränkt positiv. 

Es kann davon ausgegangen werden, daß dem 
Jugendwerk die zur Erfüllung seiner Aufgaben er-
forderlichen Mittel in ausreichendem Maße zur Ver-
fügung stehen und ein Austauschvolumen von rund 
100 000 jungen Deutschen und Franzosen pro Jahr 
erhalten bleibt. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Fiebig (SPD) : Herr Staatssekretär, hat die fran-
zösische Regierung sich also nur an das festgelegte 
Schema der Wechselkurse gehalten, oder hat sie 
darüber hinaus sozusagen freiwillig ihren Beitrag 
erhöht? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Die französische Sei-
te hat, wie Sie es formuliert haben, freiwillig ihren 
Beitrag erhöht. Sie hat damit allerdings, wie ich 
glaube, auch eine Konsequenz aus der Tatsache ge-
zogen, die sich aus der Wechselkursentwicklung 
zwischen der deutschen Mark und dem französi-
schen Franc ergeben hat. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Fiebig (SPD) : Hat die französische Regierung dies 
von sich aus allein getan, oder hat die Bundesregie-
rung erheblichen Einfluß auf diese Entscheidung 
genommen? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Es steht der Bundes-
regierung nicht zu, Einfluß auf die Entscheidung der 
französischen Regierung zu nehmen. Die franzö-
sische Regierung hat das ganz sicher aus freien 
Stücken getan. Ich ersehe daraus, daß der franzö-
sischen Seite die Bedeutung des Deutsch-Französi-
schen Jugendwerks mindestens in gleichem Maße 
wie der Bundesregierung bewußt ist. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Kollege Spitzmüller. 

Spitzmüller (FDP) : Herr Staatssekretär, ist es aber 
nicht so, daß mit den jetzt zur Verfügung stehenden 
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29 Millionen DM für das Deutsch-Französische Ju-
gendwerk angesichts des Kaufkraftschwundes insge-
samt weniger getan werden kann, als das noch vor 
fünf oder zehn Jahren der Fall war? 

Zander, Pari. Staatssekretär: Ich kann im Augen-
blick keinen präzisen Kaufkraftvergleich anstellen. 
Aber für uns gibt es eine Meßlatte, wenn ich so sa-
gen darf: Das ist die Zahl der Jugendlichen, die im 
Rahmen des Deutsch-Französischen Jugendwerkes 
gefördert werden. Durch die genannten Aufstockun-
gen der Mittel der französischen Seite und im Ge-
folge damit der DM-Beträge kann die Grenze von 
über 100 000 erhalten bleiben. Das ist das, was ich 
sagen kann. Die reinen Wechselkurs- und Kaufkraft-
verhältnisse kann ich dabei im Augenblick aber 
nicht berücksichtigen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Langguth. 

Dr. Langguth (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
könnten Sie in etwa die Zahl mitteilen, die notwen-
dig gewesen wäre, wenn alle Wünsche, z. B. der 
freien Träger, gegenüber dem Deutsch-Französi-
schen Jugendwerk hätten erfüllt werden können? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Da auf beiden Sei-
ten bei den Jugendverbänden ein sehr großes Inter-
esse am Jugendaustausch im Rahmen des Deutsch

-

Französischen Jugendwerks besteht, geht die 
Wunschliste ins Unbegrenzte. Ich bin nicht in der 
Lage, das hier zu quantifizieren. Aber natürlich ist 
der Bedarf größer, als Mittel zur Verfügung gestellt 
werden können. Andererseits kann auch keine na-
tionale Regierung Mittel in unbegrenzter Höhe zur 
Verfügung stellen. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weitere Zusatzfrage. 
— Ich rufe die Frage 26 des Abgeordneten Dr. Jens 
auf: 

Welche Fortschritte machen die Arbeiten der Transparenz-
kommision für den Arzneimittelmarkt, und wann ist mit der 
Vorlage der Transparenzliste zu rechnen? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Kolleg Dr. Jens, die 
Transparenzkommission hat beschlossen, als ersten 
Schritt eine Übersicht über alle wesentlichen apo-
thekenpflichtigen Arzneimittel für das Indikations-
gebiet Herzmuskelinsuffizienz aufzustellen. Sie hat 
den Herstellern durch Mitteilung im Bundesanzeiger 
die Möglichkeit geboten, bedeutsam erscheinende 
Informationen über ihre Präparate zur Verfügung 
zu stellen. Nach übereinstimmendem Willen der 
Mitglieder der Transparenzkommission ist mit der 
Veröffentlichung der ersten Liste „Herzinsuffizienz" 
noch in diesem Jahr zu rechnen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Jens (SPD) : Herr Staatssekretär, sind Sie mit 
mir der Meinung, daß die gesamte Transparenzliste 
so schnell wie möglich aufgestellt und veröffentlicht 
werden müßte? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jens, 
Sie waren soeben Zeuge, als wir dieses Thema 
schon im Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft behandelt haben. Dabei ist deutlich ge-
worden, daß wegen Auftretens von immer wieder 
neuen Arzneimitteln eine endgültige Lösung kaum 
ins Auge zu fassen ist, sondern man zunächst ein-
mal mit den Ihnen genannten Schritten, nämlich der 
Transparenzliste für die sehr häufig auftretenden 
Erkrankungen, beginnen muß. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Dr. Jens (SPD) : Herr Staatssekretär, wird die Bun-
desregierung dann auf ihre Vertreter in der Trans-
parenzkommission, nämlich die Vertreter des Bun-
desgesundheitsamtes, dahin gehend einwirken, daß 
sie so schnell wie möglich die Liste aufstellen, die 
nach den derzeitigen Kenntnissen aufgestellt wer-
den kann? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Die Transparenzkom-
mission ist zwar beim Bundesgesundheitsamt ange-
siedelt, aber es handelt sich um eine unabhängige 
Sachverständigenkommission. Die Einwirkungsmög-
lichkeiten der Bundesregierung sind gleich null. 
Aber natürlich ist den Mitgliedern dieser Kommis-
sion die Bedeutung ihrer Arbeit und einer möglichen 
Beschleunigung ganz sicher bewußt. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weitere Zusatz-
frage. — 

Die Fragen 27 des Abgeordneten Dr. Hammans 
und 94 und 95 des Abgeordneten Schäfer (Offenburg) 
werden auf Wunsch der Fragesteller schriftlich be-
antwortet. Die Antworten werden als Anlagen ab-
gedruckt. 

Ich rufe die Frage 28 — allerdings müssen wir uns 
beeilen — des Abgeordneten Egert auf: 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung unter Be-
rücksichtigung der Ergebnisse ihres diesbezüglichen Forschungs-
auftrags, um entwöhnungswilligen Rauchern bei ihren Bemü-
hungen, vom Rauchen loszukommen, zu helfen? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Auf Grund des For-
schungsauftrages der Bundesregierung an das Max-
Planck-Institut München ist eine wirksame Raucher-
entwöhnungsmethode entwickelt worden. Diese so-
genannte Selbstkontrolltechnik wird derzeit an 
Volkshochschulen, Gesundheitsämtern, bei Kranken-
kassen, Vereinen und in einigen Kurkliniken ent-
wöhnungswilligen Rauchern angeboten. Dieser Nicht-
rauchertrainingskurs dauert zehn Wochen. Sein Ziel 
ist es, den Raucher zu befähigen, sein Rauchverhal-
ten schrittweise zu reduzieren und unter die eigene 
Kontrolle zu bringen. 

Die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklä-
rung hat allen interessierten Institutionen die Kurs-
unterlagen kostenlos zur Verfügung gestellt. In ei-
nem Trainingslehrgang wurden 20 Ländervertreter 
von der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklä-
rung in das Raucherentwöhnungsprogramm einge- 
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wiesen, die den Kursleitern der an dieser Methode 
beteiligten Institutionen in ihrem Bundesland bera-
tend zur Seite stehen. Das Interesse an diesen Nicht-
rauchertrainings ist außerordentlich groß. Bis März 
1978 traten 500 Institutionen mit der Bundeszentrale 
für gesundheitliche Aufklärung in Kontakt. Für 210 
Kurse, die jeweils mit 10 bis 15 Teilnehmern belegt 
sind, wurden Kursunterlagen angefordert. Dieser 
Großversuch wird wissenschaftlich begleitet und aus-
gewertet. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Egert (SPD) : Herr Staatssekretär, vielen Dank 
für Ihre Auskunft. Meinen Sie, daß es möglich ist, 
ein solches Angebot auch den Mitgliedern des Ho-
hen Hauses hier in räumlicher Nähe zu machen? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Egert, 
ich gehe davon aus, daß Sie diejenigen Mitglieder 
des Hohen Hauses meinen, die sich das Rauchen ab-
gewöhnen wollen. Wenn es gewünscht wird, bin ich 
gern bereit zu prüfen, ob die Bundeszentrale für ge-
sundheitliche Aufklärung ein entsprechendes Ange-
bot machen kann und ob ein Kursleiter dafür bereit-
steht. Die Initiative müßte dann allerdings aus den 
Reihen des Hohen Hauses selbst kommen. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. Wir sind am Ende der Fragestunde. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf Donnerstag, den 8. Juni, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 14.31 Uhr) 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Böhme auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Voss (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/1826 Fragen A 60 und 61): 

Sind Pressemeldungen zutreffend, daß allein in der Zeit von 
1969 bis 1977 von den amtierenden SPD/FDP-Regierungen 306 
Steuergesetze sowie 273 neue Verordnungen sowie 1 246 Richt-
linien und andere Verwaltungsanweisungen und Bekanntmachun-
gen auf dem Gebiet des Steuerrechts erlassen worden sind? 

Wieviel Steuergesetze, Verordnungen, Richtlinien und Verwal-
tungsanweisungen sind in der vergleichbaren Zeit von 1960 bis 
1968 erlassen worden? 

Wie die in Ihrer Anfrage genannten Zahlen er-
mittelt wurden, ist nicht ersichtlich. In der Kürze 
der Zeit konnte dies auch nicht besonders überprüft 
werden. Für eine besondere Nachprüfung müßte im 
übrigen angemerkt werden, daß die Zahlen für sich 
allein nicht aussagekräftig sind. Die einzelnen Rege-
lungen sind nämlich von unterschiedlichem Gewicht 
und Umfang. So hat z. B. ein Änderungsgesetz zum 
Teesteuergesetz oder eine Verordnung über die 
Zuständigkeitsabgrenzung von Finanzämtern we-
sentlich geringere Auswirkungen als ein bedeut-
sames Änderungsgesetz zum EStG. 

Für den angesprochenen Zeitraum ab 1969 möchte 
ich allgemein folgendes hinzufügen: 

Die von der SPD und der FDP gestellten Bundes-
regierungen haben seit 1969 eine Reihe von Steu-
erreformmaßnahmen nach einheitlichem Konzept 
durchgeführt. Eine solche Steuerreform war von 
früheren Bundesregierungen seit 1949 zwar immer 
wieder angekündigt, aber nicht verwirklicht wor-
den. Im Zusammenhang mit diesen Steuerreformge-
setzen war es unerläßlich, eine größere Anzahl von 
Rechtsverordnungen anzupassen und im Interesse 
einer einheitlichen Anwendung der Gesetze Ver-
waltungsanweisungen zu erlassen. Auch aus diesem 
Grunde ist die Zahl der in diesem Zeitraum ergan-
genen Verordnungen und Verwaltungserlasse als 
solche nicht aussagefähig. 

Was jedoch die reine Quantität betrifft, so kann 
als Indiz der Umfang der Teile des Bundessteuer-
blattes genannt werden, in denen Gesetze, Verord-
nungen, Richtlinien und andere besonders wichtige 
Verwaltungsanweisungen auf dem Gebiet der Be-
sitz- und Verkehrsteuern veröffentlicht werden. 
Hier läßt ein Vergleich der von Ihnen angespro-
chenen Zeiträume eher den Schluß zu, daß die An-
zahl der getroffenen Regelungen . im Zeitraum 
1969-1977 abgenommen hat. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Josten (CDU/CSU) (Druck-
sache 8/1826 Fragen B 83 und 84) : 
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Welche Sicherheitsmaßnahmen sind nach neuesten Erkenntnis-
sen auf Deutschlands Binnengewässern für den Transport ge-
fährlicher Stoffe getroffen worden? 

Wieweit ist inzwischen der Warndienst für den ganzen Rhein-
lauf ausgebaut? 

Zu Frage B 83: 

Der Transport gefährlicher Güter auf Binnen-
wasserstraßen sowie Bau und Ausrüstung der Bin-
nenschiffe, die gefährliche Güter befördern, ist durch 
die Verordnung über die Beförderung gefährlicher 
Güter auf dem Rhein (ADNR) geregelt. Das ADNR 
beruht auf internationalen Vereinbarungen und gilt 
auch auf den übrigen Bundeswasserstraßen mit Aus-
nahme der Donau. Durch Neufassung der Anlagen 
des ADNR im Januar 1977 wurden die Sicherheits-
anforderungen noch erhöht. Die entzündbaren flüs-
sigen Stoffe wurden entsprechend ihrem Gefahren-
grad neu eingeteilt. Die für den Transport dieser 
Güter erforderlichen Tankschiffe müssen, wenn be-
sonders gefährliche Flüssigkeiten befördert werden 
sollen, zukünftig vollkommen geschlossen sein im 
Gegensatz zu den bis dahin noch zugelassenen offe-
nen Tankschiffen. Ferner wurden für alle Tank-
schiffe bestimmte Einrichtungen vorgeschrieben, die 
bei besonders gefährlichen Stoffen eine Überfüllung 
verhindern und bei weniger gefährlichen Gütern vor 
einer Überfüllung warnen. 

Zu Frage B 84: 

Soweit aus dem Transport gefährlicher Güter auf 
dem Rhein Gefahren für dessen Wassergüte ent-
stehen, gehört die Durchführung von Katastrophen-
schutzmaßnahmen zu den hoheitlichen Aufgaben der 
Bundesländer. Die jeweiligen Bundesländer bzw. 
die ihnen nachgeordneten Dienststellen haben in 
diesem Zusammenhang Alarmpläne aufgestellt. 

Im übrigen müssen nach der Verordnung über die 
Beförderung gefährlicher Güter auf dem Rhein 
(ADNR) Binnenschiffe, die bestimmte gefährliche 
Güter befördern, über Sprechfunkanlagen für den 
öffentlichen Fernsprechdienst verfügen. Auf dem 
Rhein müssen diese Anlagen Verbindungen über 
den Rheinfunkdienst zulassen. Für das deutsche 
Rheinstromgebiet ist von der Wasserschutzpolizei in 
Koblenz eine zentrale Schiffsnotrufstelle eingerichtet 
worden, die über den Rheinfunkdienst oder über 
das öffentliche Fernsprechnetz ständig zu erreichen 
ist. Die Schiffsnotrufstelle veranlaßt alle weiteren 
notwendigen Benachrichtigungen und Maßnahmen 
zur Hilfeleistung. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Köhler (Wolfsburg) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1826 Frage B 85) : 

Ist die Bundesregierung angesichts der wachsenden Verkehrs-
belastung auf der B 248 zwischen Wolfsburg und Braunschweig, 
der in diesem Raum zunehmenden Nachfrage nach Zulassung 
von weiterem Werkverkehr und im Hinblick auf die in letzter 

Zeit wieder zunehmende Unfallhäufigkeit bereit, den Ausbau 
der B 248 einschließlich Ortsumgehung Lehre mit entsprechen-
der  Dringlichkeit einzustufen, falls das Land Niedersachsen im 
Lauf dieses Jahrs rechtzeitig zur nächsten Fortschreibung des 
Bundesfernstraßenplans die planerischen Voraussetzungen 
schafft? 

Die Bundesregierung und der Bundesminister für 
Verkehr haben in Artworten zu parlamentarischen 
Anfragen wiederholt erklärt, daß der Bund bereit 
ist, im Zuge der B 248 zwischen Wolfsburg und der 
Bundesautobahn A 2 „Maßnahmen zur Verbesse-
rung des Verkehrsablaufes und der Verkehrssicher-
heit mit wirtschaftlich vertretbarem Aufwand" 
durchzuführen. Diese Maßnahmen, zu denen ins-
besondere Fußgängersignalanlagen, Radwege, 
Wirtschaftswege, Bushaltebuchten und Links-
abbiegespuren an höhengleichen Einmündungen 
und Kreuzungen des nachgeordneten Netzes, nicht 
jedoch der Bau einer Ortsumgehung Lehre gehören, 
sollen möglichst lange vor der durchgehenden Fer-
tigstellung der Bundesautobahn A 39 zwischen 
Wolfsburg und der Bundesautobahn A 2, die künf-
tig die vorhandene B 248 stark entlasten wird, wer-
kehrlich wirksam werden. 

Die Bauarbeiten an der Bundesautobahn A 39 
laufen in diesem Jahr an und werden bei günstigem 
Verlauf 1981 im dem vorgenannten Bereich abge-
schlossen werden. Der bauliche und finanzielle Um-
fang der noch zu realisierenden Ausbaumaßnahmen 
im Zuge der B 248 muß deshalb sorgfältig im Hin-
blick auf diesen Fertigstellungstermin abgestimmt 
werden. 

Eine Überprüfung bzw. Bewertung der Ausbau-
maßnahmen im finanziellen Rahmen der üblichen 
Unterhaltungs- und Instandsetzungsarbeiten nach 
Nutzen/Kosten-Maßstäben ist im Verlauf der näch-
sten Bedarfsplanfortschreibung vorgesehen. 

Mit der Realisierung der Ausbaumaßnahmen im 
Zuge der B 248 hat die niedersächsische Straßen-
bauverwaltung im Bereich der Ortslage Lehre und 
anschließend bis zur Bundesautobahn A 2 bereits 
im Jahre 1975 begonnen. Weitere Maßnahmen — 
jetzt überwiegend im Bereich Flechtorf — werden 
möglicherweise noch 1978 anlaufen, sobald dafür 
die planerischen und planungsrechtlichen Vorausset-
zungen vorliegen. Entsprechende Ingenieuraufträge, 
die die niedersächsische Straßenbauverwaltung er-
teilt hat, werden in Kürze abgeschlossen. 

Haushaltsmittel stehen im Straßenbauhaushalt 
1978 zur Verfügung. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Schröder (Lüneburg) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1826 Fragen B 86 und 87): 

War die Bundsregierung über die Absicht der Deutschen 
Bundesbahn, Teile der Dömitzer Brücke abzureißen bzw. zu 
sprengen, vorher informiert, und hat sie ihre Zustimmung ge-
geben? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Deutsche Bundesbahn an-
zuhalten, durch entsprechende Renovierungsarbeiten die Dömit-
zer Brücke zu erhalten? 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 94. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 7. Juni 1978 	7445* 

Zu Frage B 86: 

Der Abbau der einsturzgefährdeten drei Pfeiler 
und drei Überbauten der kriegszerstörten Eisen-
bahnbrücke über die Elbe bei Dömitz bedarf nach 
dem Bundesbahngesetz nicht der Genehmigung der 
Bundesregierung oder des Bundesverkehrsministers. 
Die Deutsche Bundesbahn hat die Bundesregierung 
über ihre Absicht unterrichtet, diese Brückenteile 
abzubauen. Eine endgültige Entscheidung steht in 
dieser Sache noch aus. 

Zu Frage B 87: 

Die Bundesregierung prüft die Frage, ob die ein-
sturzgefährdeten Brückenteile erhalten bleiben kön-
nen. Dies hängt auch von dem Umfang des hierzu 
gegebenenfalls erforderlichen Aufwandes ab. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Büchner (Speyer) (SPD) 
(Drucksache 8/1826 Frage B 88): 

Wann wird die seit langem geplante und mehrfach zugesagte 
Elektrifizierung der Bundesbahnstrecke Schifferstadt-Speyer-
Wörth durchgeführt? 

Die Deutsche Bundesbahn (DB), die in Fragen der 
Betriebsführung in eigener unternehmerischer Ver-
antwortung entscheidet, hat mir zu Ihrer Anfrage 
mitgeteilt, daß ein konkreter Termin für die Um-
stellung der Strecke Schifferstadt—Speyer—Wörth 
auf elektrischen Betrieb derzeit noch nicht genannt 
werden kann. Die Teilstrecke ist nicht Bestandteil 
des z. Z. laufenden Elektrifizierungsprogramms der 
DB, das bis ins Jahr 1980 reicht. Die Elektrifizierung 
dieser Verbindung — mit ihren kapitalaufwendigen 
Investitionen — ist von der DB beabsichtigt, wenn 
sich eine Finanzierungsmöglichkeit für das Vorha-
ben abzeichnet, die das Wirtschaftsergebnis des Un-
ternehmens insgesamt nicht verschlechtert. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Seefeld (SPD) (Drucksache 
8/1826 Frage B 89): 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die Anforderungen an die 
Schutzwirkung von Sturzhelmen gesetzlich zu regeln? 

Die UN-Wirtschaftskommission für Europa arbei-
tet z. Z. unter aktiver Mitwirkung der Bundesrepu-
blik Deutschland an einer Regelung, die ausrei-
chende Anforderungen an die Schutzwirkung von 
Schutzhelmen stellen soll. 

Nach Abschluß dieser Arbeiten beabsichtigt die 
Bundesregierung, diese Regelung in der Bundes-
republik Deutschland in Kraft zu setzen. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schmitt-Vockenhausen 
(SPD) (Drucksache 8/1826 Frage B 90) : 

In welcher Weise wird die Bundesregierung Maßnahmen zur 
erforderlich gewordenen Vertiefung der Sohle des Rheinhafens 
von Gernsheim unterstützen, um im Interesse der Schiffahrt 
seine Funktion als Schutz- und Sicherheitshafen weiter zu ge-
währleisten? 

Die Bundesregierung sieht sich außerstande, Maß-
nahmen zur Vertiefung der Sohle des Rheinhafens 
Gernsheim aus eigener Aufgabenstellung zu unter-
stützen. 

Bei der vertraglichen Überlassung einer im Eigen-
tum der Bundeswasserstraßenverwaltung stehenden 
Teilfläche des Hafens im Jahre 1963 an das Land 
Hessen hat sich das Land u. a. verpflichtet, im Ha-
fen „einschließlich der Zufahrt bis zur Fahrrinne im 
Rhein stets mindestens die im Rhein angestrebte 
Fahrwassertiefe herzustellen und zu erhalten". Dar-
über hinaus sieht jener Vertrag vor, daß der ge-
samte Hafen der Schiffahrt bei Hochwasser oder 
Eisgang als Schutz- und Sicherheitshafen zur Ver-
fügung steht; damit hat der Hafen jedoch nicht die 
Eigenschaft eines bundeseigenen Schutz- und Si-
cherheitshafens erlangt. 

Der derzeitige Rheinausbau zur Vertiefung der 
Fahrrinne auf 2,10 m unter gleichwertigem Wasser-
stand, dem sich eine Vertiefung der Hafensohle 
Gernsheim anpassen würde, richtet sich nach einem 
zwischen dem Bund und 5 Bundesländern, u. a. Hes-
sen, im Jahre 1968 geschlossenen Abkommen. Hier-
nach erstreckt sich der von Bund und Ländern ge-
meinsam finanzierte Ausbau hinsichtlich der Anpas-
sungsmaßnahmen auf das Strombett und nur auf die 
Schutz- und Sicherheitshäfen des Bundes, jedoch 
nicht auf andere Häfen. 

Hiernach ist der Bund weder aus eigener Kom-
petenz noch auf Grund Vertrages in der Lage, sich 
an den Anpassungsmaßnahmen im Hafen Gernsheim 
zu beteiligen. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Picard (CDU/CSU) (Druck-
sache 8/1826 Fragen B 91, 92, 93 und 94): 

Wie weit ist die mit Kabinettsbeschluß vom 27. April 1977 
vorgesehene Zusammenführung der Busreisedienste der Deut-
schen Bundesbahn und der Deutschen Bundespost inzwischen 
gediehen? 

Ist damit zu rechnen, daß die vorgesehenen selbstständigen 
Regionalgesellschaften bis Ende des laufenden Jahrs gebildet 
sein werden? 

Auf welche Weise wird sichergestellt, daß wenigstens die 
gegenwärtige Verkehrsbedienung, besonders in weniger stark 
besiedelten Gebieten wie z. B. dem Odenwald, aufrechterhalten 
werden kann? 

Inwieweit ist sichergestellt, daß die berechtigten Interessen 
des in den Busdiensten der Deutschen Bundesbahn und der 
Deutschen Bundespost beschäftigten Personals gewahrt bleiben? 



7446* 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 94. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 7. Juni 1978 

Zu Frage B 91: 

Bisher sind die Omnibusdienste von Bahn und 
Post in vier Regionen, und zwar Schleswig-Holstein, 
Raum Hannover, Raum Köln und in Oberbayern in 
Regionalgesellschaften zusammengefaßt worden. 
Die bestehenden vier Regionalgesellschaften wer-
den zur Zeit in einer Dachgesellschaft zusammen-
gefaßt, um die bisher gewonnenen positiven Erfah-
rungen zu vervollständigen. 

Zu Frage B 92: 

Über die weitere Zusammenführung der Bus-
dienste von Bahn und Post wird die Bundesregie-
rung nach Gründung der Dachgesellschaft und in 
Kenntnis der weiteren Entwicklung so bald wie 
möglich entscheiden. 

Zu Frage B 93: 

Die Zusammenführung der Busdienste in handels-
rechtliche Regionalgesellschaften wird die öffent-
liche Verkehrsbedienung nicht verschlechtern. Die 
bisherigen Versuche haben vielmehr die Erwartung 
bestätigt, daß mit dieser Organisationsform eine er-
hebliche Kostensenkung je Produktionseinheit er-
zielbar ist. Damit wird der Handlungsspielraum der 
Gesellschaften zugunsten einer Verbesserung der 
Verkehrsbedienung erweitert und eine Absicherung 
der Aufgaben des Bundes in der Verkehrsbedienung 
besonders der ländlichen Gebiete langfristig besser 
gewährleistet. 

Zu Frage B 94: 

Das Fahr- und Werkstattpersonal der Deutschen 
Bundesbahn und der Deutschen Bundespost wird 
keine Nachteile erleiden. Unverändert werden die 
Arbeitsplätze garantiert und die sozialen Belange 
in vollem Umfange gewahrt. 

 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Kraus (CDU/CSU) (Druck-
sache 8/1826 Fragen B 95 und 96) : 

Erhebt die Deutsche Bundesbahn Gebühren nach einheitlichen 
oder unterschiedlichen Sätzen für die Bereitstellung von amt-
lichen Taxistandplätzen (I 229 StVO) auf bahneigenem Gelände, 
und welche Einnahmen werden hierbei unter Berücksichtigung 
der Verwaltungsaufwendungen erzielt? 

Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzuwirken, daß — im 
Interesse eines reibungslosen Personennahverkehrs — Taxifah-
rer unter Gleichbehandlung mit anderen öffentlichen Verkehrs-
mitteln künftig an amtlichen Standplätzen (§ 229 StVO) auch 
dann keine Sondergebühren bezahlen müssen, wenn es sich 
bei diesen Plätzen um Grundstückseigentum der Deutschen 
Bundesbahn handelt? 

Zu Frage B 95: 

Die Deutsche Bundesbahn erhebt für die Gestat-
tung der Bereitstellung von Taxis auf bahneigenen 

Bahnhofsvorplätzen nur dann Vergütungen, wenn 
diese Plätze keine öffentlichen Straßen oder Plätze 
im Sinne des Wegerechts sind. 

Die Höhe der Vergütung richtet sich nach der Grö-
ße des Ortes und der Bedeutung des Bahnhofes. 

Nach Abzug des Verwaltungsaufwandes liegen die 
jährlichen Nettoerträge hieraus bei überschläglich 
300 000,— DM. 

Zu Frage B 96: 

Der Vorstand der Deutschen Bundesbahn hat den 
gesetzlichen Auftrag, u. a. das Grundeigentum der 
Deutschen Bundesbahn unter Beachtung kaufmänni-
scher Gesichtspunkte zu verwalten (vgl. § 28 Bun-
bahngesetz). 

Im Rahmen dieses Auftrages handelt er in eigener 
Verantwortung. 

Die Bundesregierung sieht sich deswegen nicht in 
der Lage, darauf einzuwirken, daß die mit dem gel-
tenden Recht in Einklang stehenden und durch die 
höchstrichterliche Rechtsprechung bestätigten Ent-
geltansprüche der Deutschen Bundesbahn gegen Ta-
xiunternehmen mit Standplätzen auf nicht rechtlich

-

öffentlichem Grundeigentum der Deutschen Bundes-
bahn fallengelassen werden. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Hennig (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1826 Frage B 97) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung nach ihren bisherigen Aus-
sagen zum Temposchild „Bei Nässe" in verschiedenen Frage-
stunden die nunmehr vom ADAC entwickelte und am 11. Mai 
1978 der Presse vorgestellte spezielle Schilderkombination, die 
aus dem bekannten Tempobegrenzungsschild z. B. „80 km" und 
einem zusätzlichen quadratischen Piktogramm besteht, auf dem 
ein Bildsymbol für Regen und ein schleuderndes Auto darge-
stellt sind? 

Der Bundesregierung ist das vom ADAC der 
Presse vorgestellte Zusatzschild nicht bekannt. Sie 
ist aber bereit, mit den zuständigen obersten Lan-
desbehörden zu erörtern, ob auf dem Zusatzschild 
das Wort „Nässe" durch ein Symbol ersetzt werden 
soll. 

Über das Ergebnis der Erörterung werde ich Sie 
gern unterrichten. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Lenzer (CDU/CSU) (Druck-
sache 8/1826 Fragen B 98 und 99) : 
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Wird die Bundesregierung auf Grund der Wünsche des Magi-
strats der Stadt Linden, im Ortsbereich Großen-Linden an der 
Bundesautobahn Dortmund-Frankfurt (Sauerlandlinie) Lärm-
schutzeinrichtungen zu installieren, Entsprechendes veranlassen? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung für den Ab-
schnitt der Bundesautobahn Olpe-Hattenbach, das Raumord-
nungsverfahren für den Landesteil Hessen abzuschließen und den 
Streckenabschnitten, die z. Z. noch als möglicher weiterer Be-
darf ausgewiesen oder in einer niedrigeren Dringlichkeitsstufe 
sind, eine höhere Priorität einzuräumen? 

Zu Frage B 98: 

Die Wünsche des Magistrats der Stadt Linden ha-
ben dem Bundesverkehrsministerium bisher nicht 
vorgelegen. Eine Anfrage bei der hessischen Stra-
ßenbauverwaltung ergab folgendes: 

Am 26. Juli 1977 hat der Hessische Minister für 
Wirtschaft und Technik dem Magistrat der Stadt 
Linden mitgeteilt, daß es sich hier um eine bestehen-
de Straße handelt und die Vorschriften des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes keine Anwendung finden 
können, zumal das genannte Baugebiet in Kennt-
nis der Autobahn errichtet worden ist. 

Zu Frage B 99: 

Das Raumordnungsverfahren für die A 4 Olpe-
Hattenbach ist abgeschlossen. Die Linie kann somit 
in den nächsten Tagen gemäß § 16 FStrG bestimmt 
werden. 

Bedarf und Dringlichkeit der A 4 Olpe—Hatten-
bach wird im Rahmen der vorgezogenen Fortschrei-
bung des Bedarfsplanes für die Bundesfernstraßen 
überprüft. Das Ergebnis dieser Überprüfung bleibt 
abzuwarten. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Amling (SPD) (Drucksache 
8/1826 Frage B 100) : 

Wird die Bundesregierung dem Vorschlag des ADAC, das 
Temposchild „Bei Nässe" durch ein leichtverständliches Symbol 
zu ersetzen, folgen, und wenn ja, welchen Zeitraum berechnet 
die Bundesregierung für die vollständige Umstellung der ent-
sprechenden Verkehrsschilder? 

Die Bundesregierung ist bereit, mit den zuständi-
gen obersten Landesbehörden zu erörtern, ob auf 
dem Zusatzschild das Wort „Nässe" durch ein Sym-
bol ersetzt werden soll. 

Über das Ergebnis der Erörterung werde ich Sie 
gern unterrichten. 

Kommt eine Einigung mit den Ländern zustande, 
kann das Zusatzschild unverzüglich eingeführt wer-
den. Die Umstellung ist eine Sache der Länder. Da 
es sich um relativ wenig Schilder handelt, könnte 
nach Ansicht der Bundesregierung die Umstellung 
kurzfristig und ohne großen Aufwand erfolgen. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftli-
chen  Fragen des Abgeordneten Seefeld (SPD) 
(Drucksache 8/1826 Fragen B 101 und 102) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß z. B. in den Ländern 
Frankreich und Italien keine Geschwindigkeitsbegrenzungen für 
Wohnwagengespanne vorgeschrieben sind und erhebliche Ge-
fahren dadurch entstehen können, daß die von den Fabrikanten 
n Wohnwagen montierten Reifen nur Geschwindigkeiten bis 

80 Stundenkilometer (plus 10 v. H. Sicherheitszuschlag) erlau-
ben, und beabsichtigt die Bundesregierung, Wohnwagenherstel-
lern künftig vorzuschreiben, die höchstzulässige Geschwindig-
keit der von ihnen montierten Reifen anzugeben? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß Wohn-
wagen ohne Ersatzrad geliefert werden, und ist sie bereit, 
künftig die Auslieferung von Wohnwagen mit Ersatzrad vorzu-
schreiben? 

Zu Frage B 101: 

Wohnwagen werden entweder mit Pkw-Reifen 
oder mit speziell dafür vorgesehenen Reifen aus-
gerüstet. Die letztgenannten Reifen sind in der 
Regel bis zu einer Höchstgeschwindigkeit von 
100 km/h geeignet. 

An Hand der Reifenkennzeichnung kann sich der 
Fahrzeugführer darüber informieren, bis zu welcher 
maximalen Geschwindigkeit die Reifen an seinem 
Wohnwagen zugelassen sind. 

Eine Vorschrift, die den Wohnwagenherstellern 
vorschreibt, zusätzlich zur Reifenkennzeichnung die 
höchstzulässige Geschwindigkeit der montierten 
Reifen anzugeben, wird nicht für notwendig er-
achtet. 

Zu Frage B 102: 

Die Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung schreibt 
für keine Fahrzeugart das Mitführen eines Ersatz-
rades vor. Aus der Sicht der Verkehrssicherheit 
sind der Bundesregierung keine Gründe bekannt, 
die eine solche Vorschrift, insbesondere für Wohn-
wagen, notwendig erscheinen lassen. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Evers (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1826 Fragen B 103 und 104) : 

Bis zu welchem Zeitpunkt rechnet die Bundesregierung mit 
einer Entscheidung über die Trassenführung der Bundesstraße 3 
südlich Freiburg bis in den Raum Krozingen? 

Bis wann kann mit dem Baubeginn für diesen Streckenab-
schnitt gerechnet werden? 

Der Neubau der Bundesstraße 3 zwischen Schall-
stadt—Wolfenweiler und Bad Krozingen südlich von 
Freiburg ist im Bedarfsplan für den Ausbau der Bun-
desfernstraßen lediglich als „Möglicher weiterer Be-
darf" ausgewiesen. Daher sind Aussagen über die 
Trassenführung sowie über den voraussichtlichen 
Zeitpunkt der Bauinangriffnahme seitens des Bun- 
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des vorerst nicht möglich. Hierzu müßte auf jeden 
Fall abgewartet werden, ob die Fortschreibung des 
Bedarfsplanes, die bis Ende 1979 abgeschlossen sein 
soll, eine günstigere Dringlichkeitseinstufung der 
Baumaßnahme erbringen wird.  

Anlage 16 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Pfeifer (CDU/CSU) (Druck-
sache 8/1826 Fragen B 105 und 106) : 

Beabsichtigt die Bundesregierung, Überlegungen über eine 
Veränderung der derzeit vorgesehenen Trassierung der B 27 
(neu) im Neckartal bei Tübingen aufzugreifen und statt des der-
zeit nach dem Planfeststellungsverfahren vorgesehenen und teil-
weise schon zur Ausschreibung vorbereiteten Trassenverlaufs in 
diesem Bereich einen vierspurigen Ausbau der B 297 im Zuge 
der B 27 (neu) mit einem gegenüber der jetzigen Planung er-
heblich verkleinerten Knoten bei Tübingen-Lustnau vorzusehen? 

Welche zeitliche Verzögerung würde gegebenenfalls eine sol-
che Veränderung in der Planung für den Bau der B 27 (neu) 
in diesem Bereich und in der Fortführung der B 27 zwischen 
Tübingen und Hechingen nach Meinung der Bundesregierung 
zur Folge haben? 

Für den Neubau der Bundesstraße 27 östlich von 
Tübingen ist von der Landesstraßenbauverwaltung 
das Planfeststellungsverfahren durchgeführt und 
auch rechtskräftig abgeschlossen worden. Es ist 
nicht beabsichtigt, den festgestellten Trassenverlauf 
aufzugeben und den geplanten Neubau der Bundes-
straße 27 durch einen Ausbau der Bundesstraße 297 
zu ersetzen. Wollte man eine solche Konzeptions-
änderung tatsächlich in Betracht ziehen, so müßte 
für die Aufstellung neuer Pläne und für die Durch-
führung des erforderlichen Planfeststellungsverfah-
rens eine zeitliche Verzögerung von mehreren Jah-
ren in Kauf genommen werden. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Engelsberger (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1826 Frage B 107): 

Triff es zu, daß die bisherigen Versuche mit regionalen Ver-
kehrsgesellschaften von der Deutschen Bundesbahn und der 
Deutschen Bundespost recht gute Erfolge gebracht haben, eine 
Ausdehnung auf das gesamte Bundesgebiet jedoch die Gewerk-
schaft der Eisenbahner Deutschlands und die Deutsche Postge-
werkschaft entschiedenen Widerstand entgegensetzen, und wie 
gedenkt die Bundesregierung bundeseinheitlich dieses Verbund-
system, das sich offensichtlich durch höhere Wirtschaftlichkeit 
und eine bessere Verkehrsbedienung der Bevölkerung aus-
zeichnet, doch noch zu realisieren? 

Die beiden in Ihrer Fragestellung enthaltenen An-
nahmen sind zutreffend. Für die bestehenden vier 
Regionalgesellschaften wird gegenwärtig die Grün-
dung einer Dachgesellschaft vorbereitet, um die be-
reits gewonnenen Erfahrungen zu ergänzen. Der 
Bundesminister für Verkehr wird darüber hinaus 
alle Möglichkeiten ausschöpfen, um der Bevölkerung 
durch eine erhöhte Wirtschaftlichkeit zusammenge-
führter Busdienste von Bahn und Post eine gute 
und gesicherte Verkehrsbedienung anzubieten. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Daweke (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1850 Frage A 10) : 

Ist der Bundesregierung die Untersuchung eines Mitarbeiters 
beim Institut der deutschen Wirtschaft (IW), Köln, über die Er-
folge der Berufsberatung der Bundesanstalt für Arbeit bekannt, 
worin u. a. festgestellt wird, daß mehr als ein Drittel der in 
dieser Untersuchung befragten Jugendlichen nicht wieder zur 
Berufsberatung gehen würde, wenn es sich noch einmal in der 
gleichen Situation befände, und wenn ja, wird die Bundes-
regierung Konsequenzen aus der genannten Studie über die 
Berufsberatung der Bundesanstalt für Arbeit ziehen? 

Die Studie aus dem April 1978 ist der Bundesre-
gierung bekannt. Die Bundesanstalt für Arbeit hat 
in den letzten Jahren mit Unterstützung der Bundes-
regierung große Anstrengungen unternommen, die 
Berufsberatung auszubauen und qualitativ zu ver-
bessern. Ich erwähne zum Beispiel die neue Ausbil-
dung für Berufsberater an einer Fachhochschule und 
eine systematische Fortbildung der Berater. Dabei 
wird unter anderem besonderes Gewicht auf die Ge-
biete Verhaltenstraining und Gesprächsmethodik ge-
legt, die — wie die Untersuchung zeigte — bedeut-
sam für den Beratungserfolg sind. Sie werden aber 
verstehen, daß Verbesserungen in der Aus- und 
Fortbildung bei über 2 000 Beratungsfachkräften mit 
unterschiedlicher Altersstruktur sowie andere Ver-
besserungen nicht in kurzer Zeit in die Praxis um-
gesetzt werden können. 

Aber auch wenn die eingeleiteten Maßnahmen 
voll verwirklicht sind, dürfte bei einem Teil der 
Ratsuchenden eine gewisse subjektiv berechtigte Un-
zufriedenheit mit der Beratung nicht immer auszu-
schließen sein. Die Erwartung des Ratsuchenden, 
eine Ausbildungsstelle im Wunschberuf zu erhalten, 
übersteigt verständlicherweise in vielen Fällen die 
objektiven Möglichkeiten des Beraters. Enttäuschun-
gen, die aus derartigen Diskrepanzen erwachsen, 
werden dabei häufig auf den Berater übertragen. 
Dies gilt vor allem, wenn die Eignung des Rat-
suchenden berührt ist. 

Anlage 19 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Wolters auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Hammans (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/1850 Frage A 27): 

Was gedenkt die Bundesregierung zu unternehmen, um auf 
Grund der von Herrn Staatssekretär Dr. Wolters nach seinem 
Chinabesuch publizierten positiven Äußerungen und Berichten 
über die Bedeutung und Unentbehrlichkeit von Naturheilmitteln, 
diesen die im Arzneimittelgesetz verankerte Gleichstellung zu 
verschaffen und den verschiedentlich erkennbaren Absichten ent-
gegenzuwirken, diese Arzneimittelgruppe insbesondere die ho-
möopathischen Arzneimittel von der Kostenerstattung durch 
die privaten Krankenkassen auf Grund einer den Wettbewerb 
ausschließenden konzernartigen Verabredung auszuschließen? 

In der privaten Krankenversicherung besteht 
keine Tendenz zur Diskriminierung von bestimmten 
Arzneimittelgruppen, auch nicht von homöopathi-
schen Arzneimitteln. Es gilt allerdings in der priva-
ten Krankenversicherung die sog. Wissenschaft- 
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lichkeitsklausel, die besagt, daß für wissenschaft-
lich nicht allgemein anerkannte Untersuchungs-  
und Behandlungsmethoden sowie Arzneimittel keine 
Leistungspflicht des Versicherers besteht. Hierüber 
hat Sie Herr Kollege Haehser vom Bundesfinanz-
ministerium bereits in der Fragestunde am 15. Fe-
bruar 1978 und durch Schreiben vom 14. März 1978 
unterrichtet. Durch die Wissenschaftlichkeitsklausel 
soll die Gemeinschaft der so Versicherten vor der 
Übernahme von unkalkulierbaren Kosten für .un-
erprobte Behandlungsmethoden geschützt werden. 
Homöopathika werden von dieser Klausel kaum be-
troffen. Sie sind vielmehr in der privaten Kranken-
versicherung in aller Regel erstattungsfähig. Be-
schwerden bei der Versicherungsaufsicht sind dar-
um sehr selten. Für die Bundesregierung besteht 
unter diesen Umständen kein Anlaß zu besonderen 
Maßnahmen. Sie wird die Entwicklung allerdings 
weiterhin aufmerksam beobachten lassen. 

Für den Bereich der Beihilfevorschriften hat Herr 
Kollege Baum vom Bundesministerium des Innern 
auf Frage des Herrn Kollegen Fiebig in der Frage-
stunde vom 22. Februar 1978 ausgeführt, daß nach 
den Beihilfevorschriften des Bundes die Heilmittel 
der verschiedenen therapeutischen Richtungen be-
reits jetzt gleichberechtigt nebeneinanderstehen. Zu 
den Beihilfevorschriften der Länder hat der Bundes-
minister des Innern mit Schreiben vom 28. Dezember 
1977 und 8. März 1978 Ihnen gegenüber Stellung ge-
nommen. Danach kann davon ausgegangen werden, 
daß ebenso wie im Bund auch in allen Ländern je

-

denfalls alle Hilfsmittel, die entsprechend dem Arz-
neimittelgesetz hergestellt werden, beihilferechtlich 
gleichberechtigt nebeneinanderstehen. 

Die nach Presseberichten zitierten Äußerungen 
von mir stehen in keinem Widerspruch zu dieser 
Sach- und Rechtslage. 

Anlage 20 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Schäfer (Offenburg) (SPD) 
(Drucksache 8/1850 Fragen A 94 und 95) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung den im Gutachten des 
Rats von Sachverständigen in Umweltfragen als bedenklich 
vermerkten Nitratgehalt im Trinkwasser? 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, ob es 
Regionen in der Bundesrepublik Deutschland gibt, in denen der 
Nitratgehalt im Trinkwasser höher ist als nach den Normen der 
Weltgesundheitsorganisation zulässig? 

Zu Frage A 94: 

Die Bundesregierung prüft zusammen mit den 
Bundesländern das Gutachten des Rates der Sach-
verständigen für Umweltfragen. Diese Prüfurig ist 
noch nicht abgeschlossen. 

Zum Nitratgehalt im Trinkwasser ist allgemein 
folgendes festzustellen: 

Für den Nitratgehalt in Trinkwasser ist in der 
Trinkwasser-Verordnung ein Grenzwert von 90 mg/l 
festgesetzt worden. Auf Grund der in der Bundes-
republik bestehenden geologischen Verhältnisse 
konnte ein an sich wünschenswerter niedrigerer 
Grenzwert nicht festgesetzt werden, da dieser 
Grenzwert nicht überall eingehalten werden könnte. 
Die Weltgesundheitsorganisation hat im übrigen 
einen Richtwert für Nitrat von 50 mg/l vorgeschla-
gen, andererseits aber auch einen obersten Grenz-
wert von 100 mg/l für vertretbar gehalten. 

Der in der Trinkwasser-Verordnung festgesetzte 
Grenzwert hält sich daher in dem von der Welt-
gesundheitsorganisation empfohlenen Rahmen. 

Zu Frage A 95: 

Beim Bundesgesundheitsamt werden Daten über 
die Ergebnisse der Trinkwasseruntersuchungen in 
den Bundesländern gesammelt. Nach den Unterlagen 
des Bundesgesundheitsamtes kommen nur ganz ver-
einzelte Fälle von Überschreitungen des in der 
Trinkwasser-Verordnung für Nitrat festgesetzten 
Wertes vor. Ferner hat der Bundesminister für Ju-
gend, Familie und Gesundheit die Länder im Hin-
blick auf eine in Aussicht genommene Änderung 
der Trinkwasser-Verordnung um Erfahrungsberichte 
gebeten. Es liegen allerdings erst Berichte von drei 
Bundesländern vor. Diese Berichte bestätigen die 
vom Bundesgesundheitsamt gewonnenen Erkennt-
nisse, daß es sich nur um vereinzelte Fälle einer 
Überschreitung des Grenzwertes für Nitrat im 
Trinkwasser handelt. 
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